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Der Heimatdieusi
«
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Deutsch-österreichischeVolke-gemeinschaft
Mit besonderen Erwartungen hat man dem Wiener Besuch des

Reichskanzlers Dr. Marx und des Reichsaußenministers Dr. Strese-
mann, der vom 14. bis IS. November der österreichischenBundes-

regierung galt, bereits Wochen vorher entgegengesehen, obwohl von

deutsch-er und österreichischer offizieller Seite ausdrücklich erklärt
worden war, daß diesem Besuche keine besondere politische Be-

deutung zukomme. Es kann nicht wundernehmen, daß hierzu
gerade gewisse Kreise in der Auslandspresse, an deren Spitze die

Pariser Blätter marschierten, in unfreunsdlicher Weise Stellung
nahmen und den Wiener Besuch mit dem Anschlußgedankenin Zu-
sammenhang brachten. So bemerkte der Temps, daß die Erklärung

offizieller Kreise in Deutschland und Osterreich nicht ausschließe,
daß das Anschlußproblem wenigstens Gegenstand nichtosffizieller
Besprechungen sein werde. Die Anwesenheit der Staatsmänner des

Deutschen Reiches schaffe schon jetzt eine besondere Atmosphäre,die zu
Anschlußkundgebungensalldeutscher Kreise Anlaß geben werd-e. Daher
sollten die Alliierten sich dafür einsetzen, daß Osterreichs Selb-

ständigkeit auf wirtschaftlichem und finanziellem Gebiete begünstigt
unds tatkräftig unterstützt werde. Ein anderes Pariser Blatt be-

zeichnete im Hinblick auf die eben erfolgte Unterzeichnung des

französischsjugoslawischenFreundschaftsvertrages die von langer Hand
vorbereitet-e Reise als übereilt, weil namentlich der Reichsaußen-
minister hierdurch gegen die Unterzeichnung des Bündnisvertrages
demonstrieren wolle. s -

In Wirklichkeit hatte die Reise der deutschen Staatsmänner,
abgesehen von dem Gegenbesuch, der schon lange als Erwiderung des

vorjährigen Besuches des damaligen Bundeskanzlers Dr. Ramek in

Berlin in Aussicht genommen war und verschiedentlich aus inner-

politischen Gründen hatte verschoben werden müssen, diesmal keinen

bestimmten politischen Anlaß, Man wollte durch die Reise den

Beweis für die« freundschaftlichem herzlich-en Beziehungen zwischen
dem deutschen Volke in Österreich und Deutschland erbringen und
die tiefe Gemeinschaft bezeugen, die in der gemeinsamen Sprache, der

gleichen Kultur, demselben Denken und Fühlen für ewig begründet
ist. Dieser Beweis schloß natürlich nicht aus, daß der kurze Auf-
enthalt zu eingehendem Gedankenaustausch über alle politischen
Fragen benutzt wurde. Wenn trotz der starken Inanspruchnahme der

Reichsregierung im jetzigen Zeitpunkte, der zwischen zwei Parlaments-
sessionen des Deutschen Reichstages als günstig angesehen werden

konnte, neben dem Reichskanzler auch der Reichsaußemninister an

der Reise sich beteiligte, so hatte dies seine besondere Bewandtnis,
. als »Dr. Stresemann. in letzter Zeit mehrfach Gelegenheit hatte, mit

nahezu allen führenden Politikern in Genf sich auseinanderzusetzen,
eine Gelegenheit, die der österreichischeBundeskanzler aus inner-

politischen Gründen nicht wahrnehmen konnte, so daß Dr. Strese-
mann gleichsam als Vermittler oder Interpret der Atmosphäre von

Genf, wie ein Wiener Blatt mit Recht sich ausdrückte, in Wien

erscheinen durfte. .

«

-

"

Dem warmen Empfange, der den deutschen Staatsmännern durch
die Bundesregierung und-das österreichischeVolk bereitet wurde, ging
eine herzliche Begrüßung durch die gesamte österreichische Presse
voraus. »Die leitenden Staatsmänner der mehr als- befreundeten
großen Nachbarrepublik sinds nicht nur liebe Gäste in unserer Stadt,

sie, die Repräsentanten des stammverwandten Volkes, werden ohne
Unterschied der Partei von allen im Lande, wenn auch ohne weitere

Feierlichkeiten, mit wahrer Herzlichkeit willkommen geheißen.«
»Nicht als auswärtige Diplomaten, nicht als Vertreter eines be-

freundeten ,fremden« Staates werden die deutschen Minister in

Wien begrüßt, sondern als Herzensfreunde und als die politischen
Führer eines Staates, mit dessen Bevölkerung uns Österreicher
Sprach-e und Kultur, historisch-es und politisches Geschick, Lebens-

form und Wirtschaft aufs engste verbinden.« »Marx und Stresemann
repräsentieren nicht allein das Deutsche Reich, sondern auch die

Politik »der Versöhnung der klugen Mitte, des inneren und äußeren
Friedens. Sie haben in Wien schon lange das seelische Heimatsrecht
erworben.« »Sie sind zu Hause, wenn sie bei uns zu Gaste sind,
doppelt. zu Hause in unserer Demokratie als Staatsmänner, deren

Person und Laufbahn, unabhängig von vorübergehenden Kon-

stellationen im Reich, das Demokratische verkörpern.« So begrüßte
und feierte die Presse die Männer des Locarnogeistes, den »Kanzler
der Volksversöhnung und den Außenminister der Völkerversöhnung«,
so freute man sich, daß durch die Anwesenheit der verantwortlichen
Leiter der deutschen Reichspolitik die enge nationale Verbundenheit
zwischen dem Deutschen Reiche und Osterreich wieder einmal sicht-
baren Ausdruck fand.

·

«
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In gleicher herzlicher Weise erfolgte die Aufnahme der deutschen
Gäste durch die Bundesregierung mit ihrem Bundeskanzler an der

Spitze. Die persönliche Begrüßung der deutschen und österreichischen
Staatsmänner, der Empfang beim Bundespräsidenten, die offiziellen
Tischreden, der Empfang der deutschen Kolonie und der gesamten
Presse auf der deutschen Gesandtschaft gaben Kunde von der tiefen
und wahren Zusammengehörigkeit der deutschen Nation. Sie fand
den gleichen Ausdruck bei der Besichtigung des Chorherrnstifts in

Klosterneusburg bei welcher auf die engen kulturellen Beziehungen,
auf das kulturelle Band zwischen Rhein und Donau hingewiesen
wurde. Und schließlich war auch die Festvorführung in der Oper
als solche in diesem Sinne zu werten.

Bundeskanzler Dr. Seipel fand Worte der Begrüßung die weit

tiefer und- herzlicher klangen, als dies in der Presse zum Ausdruck

kam. Er stellte die Arbeit im Dienste des Friedens in den Vorder-

grund und forderte ein starkes, vorbehaltloses Bekenntnis zur Politik
des praktischen Idealismus, während Reichskanzler Dr. Marx auf
die Zusammengehörigkeitvon Österreich und Deutschland verwies,

daß es keinen Trennungsstrich mehr gebe zwischen den Herzen.
»Gemeinsam ist unsere Sprache, gemeinsam ist unsere Kultur, ge-

meinsam auch der Tebensweg, den wir zu wand-ern haben. Aus dieser
Verbundenheit ergibt sich die Freundschaft zwischen uns, von der wir

fühlen, daß sie uns alle immer weiter und tiefer ergreift.« Nicht
weniger bedeutsam waren die Worte, die der Reichskanzler vor der

deutschen Kolonie sprach-. Er hob die deutsche Entschlossenheit
hervor, nur mit friedlichen Mitteln das Ziel freierer Zukunft an-

zustreben. Er betonte die nationalen Gefühle, die dem Wiener

Besuche zugrunde lagen. Ieder tief empfindende Deutsche betrachte

Osterreich nicht als Ausland, sondern müsse sich mitten im geistigen
und kulturellen Deutschland fühlen.
Während der Reichskanzler das Anschlußproblem nicht berührte,

waren die Erwartungen gewisser nichtdeutscher Kreise nunmehr auf
die Ansprache des Reichsaußenministers vor der Presse gerichtet.
Aber auch Dr. Stresemann sprach nicht über den Anschluß, sondern
gab eine eingehende, klare Darstellung der deutschen Politik der

letzten Jahre. Er verwies auf die Friedlichkeit seiner Politik, die

heute von der Mehrheit des deutschen Volkes gestütztwerde, aus ihre
Ergebnisse, auf die Unterzeichnung der Schiedsverträge, auf Locarno,

auf den Beitritt zum Haager Schiedsgericht, auf den Willen zur

Einhaltung der DaiwessVerpflichtungen und schließlich auf den

Wunsch nach wirtschaftlicher Annäherung der Völker; alles in allem

ein warmes, überzeugendes Bekenntnis zu- einer deutschen Politik
der friedlichen Verständigung und Annäherung.

Stresemanns Ausführungen, mit denen der Wiener Aufenthalt
der deutschen Staatsmänner eindrucksvoll abschloß, enthielten zugleich
einen zuskunftsfrohen Ausblick. Nur so konnten sie auch im Auslande

gewettet werden.· Nachdem der französischeAußenminister selbst auf
die Anfrage eines Abgeordneten im Auswärtigen Ausschuß der

Kammer den Besuch von Staatsmännern eines Österreichbenach-
barten Landes-»als vollkommen normal bezeichnet hatte, konnte auch
der »Temps« mit Beruhigung feststellen, daß in den Reden der

Staatsmänner nicht ein Wort zu finden sei, das als direkte oder

versteckteDrohung gedeutet werden könnte. Es sei ganz natürlich,

daß die gemeinsame Sprache und Kultur besondere Bande zwischen
den Deutschen und Österreichern schaffe, und niemand könne eine

Verwandtschaft zwischen den beiden Völkern leugnen, die eine An-

näherung auf zahlreichen Gebieten zur. Folge haben müsse. Diese
nahe Verwandtschaft dürfe nicht als Argument für eine Politik der

Verschmelzung dienen.

Und wenn der Besuch in der gastfreien Hauptstadt Osterreichs
von uns selbst bewertet werden soll, so mag als aktives Moment

die Empfindung gelten, daß das deutsche Volk in Deutschland und

Osterreich sich einig«fühlt, daß eine neue Vertrauenssphäre zwischen
Berlin und Wien geschaffen worden ist, die in günstiger Weise einer-

seits sdie österreichischsdeutschenWirtschafts-beziehungen fördern,
andererseits die gesetzgeberischenArbeiten lebendig gestalten dürfte-
die gerade während des Aufenthaltes der deutschen Staatsmänner aufs
neue zur Vorberatung eines- einheitlichen Strafgesetzes von Mit-

gliedern des Rechtsausschusses des Deutschen Reichstages und des

Sonderausschusses des österreichischen.Nationalrats aufgenommen
worden sind und hoffentlich den Anfang zu weiteren Arbeiten auf
dem Gebiete der Vereinheitlichung bedeuten werden. Nur so kann

durch eine weitschauende Befriedungspolitik das Ziel erreicht
werden, das dem Gefühl der besonderen Bande zwischen Deutschland
und Österreichentspricht.
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Der Heimatdienst

Der Osterreichen
Von Hermann Kienzl.’

Daß der Osterreicher ein Deutscher ist, hat man im«Norden
während der letzten Jahre begreifen gelernt. Es ist wirklich noch

nicht lange her, da spukte, vielfach allerdings nur im·Unterbe-wußt-
sein, bei der kompakten Reichsbürgerschaft der Begriff des »Ger-
m-anoiden«, den Heinrich von Treitschke dem Deutschosterreichertum
unterstellt hatte. Was den preußischenHistoriographenzu solcher
Ungerechtigkeit verführte? Ohne»Zweifel: die Geschichte der
österreichischenHerrscherdynastie,»die ·erz der reußen·und die

Hohenzollern identifizierte, auf osterreichischem odenfnicht streng
von dein unfreien Willen des Volkes unterschied. Es ist Ja wahr:

das weichere Wesen des Deutsch-
österreichers, an patriarchalische Ver-

hältnisse seit einem Halbjahrtausend
gewöhnt, fügte sich lange Und ließ
sich noch 1866 zum Kampfe gegen
den deutschen Einigungsprozeß ver-

wenden. Dem schärferen Beobachter
hätte nur nicht entgehen dürfen, daß
schon fünf Jahre später, 1871, auf
den österreichischenBerghöhen die

Flammenzeichen tauchten, um die

Herzensteilnahme der verstoßenen
Deutschen an der wenigstens klein -

deutschen Einheit zu bekunden.
Das geschah ohne Hoffnung auf er-

lösende Miteinbeziehung der Deutsch-
österreicher, in bloß ideeller Hin-
gebung an den Großteil der Nation
— und es geschah in deutlichem
Gegensatz zu der Erzherzog Albrecht-
schen R-evanchepolitik, die im Ver-

borgenen auf deutsche Niederlagen gelausert hatte.
Aber die Verdächtigung des deutschen Charakters der Öster-

reicher griff vormals auch nach anderen Scheingründen. Daß Karl
der Große die Ostmark iin Südosten gegen die anstürmendenwilden
Feinde Deutschlands errichtet und damit den Vorposten in diesem
Lande eine opfervolle Aufgabe zugewiesen hatte, wurde dem natio-

nalen Kredit der Österreicher all-

mählich nachteilig. Man verargte
ihnen eine gewisse Vermischung und

Assimilation mit den slarvischen und

romanischen Nachbarvölkerm die mit

ihnen nach und nach, als Mitgift
der heiratspolitischen Habsburger,
Ehebettsgeschwister geworden waren.

Je mehr die Deutschösterreicherunter

den fremden Mitbürgern litten, je
inbrünstiger sie jede Scholle deutschen
Bodens verteidigten, desto geringer
wurde ihre Geltung in Norddeutsch-
land! Das achselzuckende Stichwort
vom »österreichischenNationalitäten-

. I- streit« tat ohne Fiederlesen die

D« Deutschen mit den Tschechem Polen,

Mozart

Südslawen, Jtalienern ab. Jene
Vermischung, deren Anruf auf den

. Hayvn starken slawischen Einschlag der

Preußen geringe Rücksicht nahm,
war übrigens ein ungeprüftes Schlagwort. An den Sprach-
grenzen und in Wien, dem europäischen Geistes- und Handels-
emporium, trat sie einigermaßen in Erscheinung —- dochs auch- dort

und gerade dort nur so, daß das deutsche Element von den Ein-

flüssen des nahen Orients und Italiens einen farbenreichen Nutzen gewann
— in den Denkmälern seiner
Kunst zumal —, aber über

fremde Einwanderung, ja
über Jnvasionen in ruhiger
Stetigkeit eine werdende,
eine aufsaugende Macht be-

währte. Die vielen tausend
Tschechen Wiens wurden

regelmäßig in der zweiten
oder dritten Generation zu
Deutschen. Jm Alpenland
jedoch, dem Kern Deutsch-
österreichs, schützten schon
die hohen Berge und die
den· Felsen mühsam ab-

gerungene karg-e Brotfrucht
das einheimische Volk gegen
Eindringlinge. Als Nach-Rosegger

— reichische ein gewichtiges
Kapital der deutschen Lite-

folger der Kelten lebten hier die Bajuvaren ungestört durch die Jahr-
hunderte hin. Die Bevölkerungder österreichischenAlpenländer, mitinbe-

griffendie Deutsch-Südtiroler,dieblonden Goten des Sarntales, ist vielleicht
der reinste deutscheStamm. Er hat einen lebendigen Zeugen tausendjähki-
gerTreue: seineSprache. In seinerMunds
art lebt das Mittelalter. Die Alpler und

die Wiener haben älteste deutsche Wort-

schätzeund Sprachformen, im flachen
Lande längst vergessen, vielhundertfach
erhalten, und aus dem angestammten
Sprachgeiste bildet sich immer wieder

ein unverdorbenes Neuhochdeutsch
Wer mit gelehrigem Gefühl die

Schriften Roseggers liest, genießt eine

Fülle tönender Formung, die die Natur

durch das Gehör des Künstlers schuf."
Der Gsterreicher war schon vor

der HabsburgersEpoche, also noch zur

Zeit der Babenberger Herzöge, zum
Zuschauer erzogen worden. Jn Prunk
und Pracht lenkte man seine genußs
fähigen Sinne von der ernsten Bühne
der Weltgeschichte ab. Auf dieser hatte sein Kopf nicht mitzuraten,
er hatte ihn nur feindlichen Schwertstreichen hinzuhalten. Hof
und Kirche förderten jeden unpolitischen, also ungefährlichen Spiel-
trieb, es blühten die kirchlichen Schauspiele, und der große Kanzel-
redner von St. Peter, Abraham
a Santa Clara, ein Sprachbildner
köstlichsterUrt, übte im 17. Jahr- i-
hundert seine Macht über die «

Wiener als Vorgänger der Steg-
reifschauspiseler auf dem Hohen
Markte, als ein Künstlergenie.
Ja, dieses Zuschauervolk war von

Lettau--

altersher ein Künstlervolk. Von
der Natur war es mit leicht
beweglichen Affekten, mit dem

raschen Wechsel der Stimmung,
mit schönerTrunkenheit und viel-

gestaltigein Ausdruck begabt. Es

fühlte lange, lange nicht den

Zwang der politischen Bevor-

mundung, weil es sich, im genußi
frohen-Zeitvertreib aufgehend, wohl-
fühlte. Das gilt vorerst von den

Wienern; aber man denke nicht,
daß es in den deutschen Ländern
Osterreichs im Grunde des

Wesens anders war. Der im

Schweiße arbeitende Gebirgsbauer,
fern der großen Welt und ihren Reizen, blieb freilich den Brenn-

punkten«-der Künste entrückt; auch hat der Bauer Tirols oder
der Steiermark ein schwereres Geblüt als der lebensfrohe Wiener.
Doch in den Bergschluch-
ten und Wäldern« rau-

nen uralte" Sagen und

Märchen und tauschen
die Volkslieder, die sich
zahllos mit jedem Tage
vermehren. Auch zeugt
die« Feldftucht für den
Boden: es gibt kaum
andere deutsche Länder,
die in so reicher Zahl
Rekruten in die Armee
der schönen Künste ent-

senden. .

Heute ist die öster-

Ferdinand Raimund

ratur. Über-standenmußte
vorher jener furchtbare
Druck werden, der die

Deutschen im Habsburger
Lande nicht nur politisch
entrechtete, nein, sogar
auch ihre Dichter mund-
tot machte. An Öster-
reich haben wir das Bei-
spiel dafür, daß eine

konsequente weltliche Ge- Grillparzee
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walt den- Geist ein langes Zeitalter hindurch zu unterdrücken imstande
ist. Wie sonst wäre zu erklären, daß gerade das kunstschöpferische
Volk der Öfterreicher in totem Schweig-en verharrte, während
außerhalb seiner Grenzen der Sturm und Drang und die-

deutsche Klassik die Welt verjüngteP Es ist ausgeschlossen,
daß das Volk der österreichischenGotik, der Renaissance und des

Barocks sozusagen ohne Zunge ge-
boren und außerstande gewesen
wäre, den Meistern der Dichtung
frühzeitig an die Seite zu treten.

Die Zeit der Bauherrlichkeit
und der Donnerschen Skulptur
lag allerdings weit vor dem Er-

wachen der neuen deutschen Dicht-
kunst. Der Architektur standen
seit grauen Zeiten bis ins acht-
zehnte Jahrhundert Hof, Adel

und Kirche —- und zwar aus-

schließlich diese Trias —- als

Auftraggeber zur Seite. Der

gotische Stefansdom und das

liebliche Wunderwerk des bereits

rokokohaften Barocks: die Karls-

kirche, ragen neben anderen

Schöpfungen Fischers von

Erlach und neben dem ganzen

Sinnlichkeit als Kronzeugen alter,
.

. eingeborener Künstlerschaft in

die Gegenwart. Aus ·italischemSüden waren die ersten- Bau-

meister der großen Kunst gekommen. Unter ihnen war einer für
die Germanisation des italischen Baugeistes durch das heimische
Österreichertum bezeichnend und- bahnbestimmend: Johann
Lukas von Hildebrand, der Jtaliener.aus deutschem Blut.

Noch ein anderer Strom der

Kunst hatte in Österreich eine

Quelle, die Deutschland und die

ganze Welt mit Segen überslutete:
die Musik. Neben den Ton-

schöpfern der nördlicheren Länder,
vom Thüringer Johann Sebastian
Bach bis zum Bonner Beethoven
(der übrigens seine Werke aus der

klingenden Wiener Luft, seiner
zweiten Heimat, schöpfte) und bis

zum Sachsen Richard Wagner-
stehen die Klassiker der öster-
reichischen Musik: H a y d n ,

Mozart, Schubert —- und

die Reihe der Geliebten setzt sich
fort zum gewaltigen Symphoniker,
dem Oberösterreicher An t o n

Bruckner und zu« Hugo
Wolf aus Untersteiermark, dem

Meister des neuen Liedes, und
bis zum Österreich der Gegen-

Anzengruber wart. Nicht zu vergessen die

Dynastie des klangreichen Wiener

Frohsinns, die musikalischen Welteroberer Strauß Vater und

Sohn. Schon vom alten Strauß, den sein Kronprinz sternhoch
überragt, sagte einmal, als er beim »Sperl in Floribus« die

dithyrambische Wirkung seines Zauberstabes erlebt hatte, Heinrich
Laube: »Es ist eine bedenkliche Macht in die Hand dieses schwarzen

Mannes gegeben; sein besonderes
» Glück mag er es nennen, daß die

s.

Johann Strauß

; »

X« Zensur mit dem Walzer nichts zu
«- 7 i i schaffen haben kann . . .« Aber

hat sie, die Zensur, die öster-
reichische Geisterknechtschaft, nicht
sogar mitgeholfen, der unpolitis
schen Musik die Bahn zu weitern?

Die Theorie wäre närrisch, die

aus den musikalischen Genies
unter Voraussetzung- geistiger Frei-
heit schriftstellerische Kämpfer zu
machen bereit wäre. Weil aber

in der Kunst immer Geben und

Empfangen gemeinsam gedeihen,
ist zum Triumph der öster-
reichischen Musik zu sagen: irgend-
einen Ausfluß mußte die Fülle
des künstlerischen Herzens finden!
Das Wesentliche an der Herkunft
der österreichischenMusik ist die

Landschaft. Sie, die auch die

reichen Hort der architektonischen -

»Heimat der ungeschulten Volkslieder ist. Sie war dem Salzburger
M o zart, dem Wunderquell, eingeboren, und ohne vorgefaßte
Absicht, in der selbstverständlichenTreue seiner Abstammung, wurde
er der Schöpfer der deutschen Oper —- in hartem, zähem Kampf
mit den kaiserlich privilegierten Pächtern der italienischen Oper in
Wien. Franz S chubert ist der Wiener Wald und die Wiener
Stadt, ist die deutsche Erdkrume und
der deutsche Himmel.

f
,

Als die Literatur in Deutsch-
land ihre Schwingen regte, hat
das kaiserlicheÖsterreichsofort Grenz-
sperre verhängt und Büttel aus-

gesandt. Das Spiel des Alltags, die

Volsposse, war angenehm, man be-

gönnerte den Hanswurst der Stegreif-
biihne. Auch die französischeKomödie
des Adels, dem Volke Hekuba, hatte
nicht zu klagen.

Als aber Josef lI., der Frei-
denker, irre das Burgtheater er-

richtet und dem deutschen Geiste
die Fenster geöffnet hatte, blieb

nach seiner kurzen Lebensfrist diese
»

Stätte des Ruhms den« Herrschern
und ihren Schergen ein verhaßtes
Sorgenkind, solange sie »Macht-
haber« der Kunst waren. Um die neunzehnte Jahrh—undertswende,
unter dem Böotier Kaiser Franz, war den meisten Werken der

Klassiker der Zutritt verboten — oder sie wurden in lachhaft ver-

stümmelter Gestalt zugelassen. Eine Theaterzensur, die ihresgleichen
nur noch im Rußland Pauls I. hatte, strangulierte. Am liebsten
hätte man das künstlerischeTheater kurzwegs beseiti t. Das wagte
man nicht. Denn die Bevölkerung Wiens und Zsterreichshing
alsbald mit Leib und Seele am Theater. Die Frage einer Rollen-

besetzung war ihr, von der Politik
-

gewaltsam abgeschlossen, wichtiger,
als eine Schlacht. . . Dieses ideale

Theatervolk hat das Burgtheater, hat
in Österreich die theatralische Kunst
aufrecht gehalten —

gegen alle

Widersacher.
'

Undl die Dichter ÖsterreichsP Es

war ihnen, bis in die Tage des Vor-

märzes hinein, bei Gefängnis trsafe
verboten, ein Buch außerhalb ster-
reichs drucken zu lassen. Über die

österreichischeDruckmaschine schaltete
der Zensor. Er zerstampfte die Ge-

danken, die- persönlicheWeltanschauung
verrieten. »Jed’ freies Wort ward

kerkerwert zur Fehle«, klagte Leit-

ner, der steirische Balladsensänger;
und: »So schwieg ich denn und fröhnt’
am Aktenschreine.« Sein Schicksal

Hugo Wolf

Schubert

war das von unzähligen Genossen.
Anastasius Grün und Nikolaus Tenau ließen ihre
Gedichte, erste eiserne Lerchen, in Norddeutschland erscheinen und

gleich den Werken Goethes und Schillers über die Grenze schntuggeln
Der eine verdankte es seinem streng gehütetenPseudonym, der andere

der ungarischen Staatsangehörigkeit, daß sie in freier Luft blieben.

Die österreichischeDichtung hatte es sauer, sich zu entwickeln!

Im ersten Viertel des neunzehnten Jahrhunderts begann trotz-
dem der unaufhaltbare Drang
eines musischen Volkes, sich Bahn

»

zu brechen. Zuerst im Geheimen, f
im Stilleben des Biedermeiers,
unter allerlei Deckmänteln der Sa-.

tire. Dsann immer stürmischer, bis

das Jahr 1848 die Preßs und

Buchfreiheit brachte. Es hatte bald

wieder sein Bewenden mit dieser
Freiheit. Die Reaktion mähte ihre
jungen Blüten ab. Wenngleich:
zu den alten Zuständen konnte

die Zeit nicht mehr zurückgeschraubt
werden.
Das· geknechtete Österreich

schenkte Deutschland einen Spät-
klassiker: Franz Glrillpars
zer. Der Zeitgenosse Friedrich
Hebbels, gleich diesem ein großer
Menschengestalter, gab in seinen
Dramen, im Gegensatz zu Hebbels

«

nordischer Herbheit,· die milde Schnitzler
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ön eit des Südens. Die österreichischeKlausur, vielmehr ihreggxchselkseitigeFolge, ist dafür anzuklagen, daß seine Werke erst spat
deutsches Gemeingut wurden. Und das Österreichertum hat-Grill-
parzers frühes Verstummen verschuldet. Jm Nachlaß des Ein-und-
achtzigjährigenfanden sich seine gedankenschwerstenSchauspiele:
»Der Bruderzwist in Habsburg« und »Libussa. « «

hatte sein Zorn gerufen, es bleibe ihm-nur die Wahl, auf sein
Dichten oder auf sein Heimatland zu»verzichten. «

Noch aus der Zeit der Unfreiheit stammen Ferdiiian«d
Raimund und Johann Nestroy, zwei »Lokalpossendichter,

hervorgegangen aus der Überlieferung des Wiener Kasperletheaters,
die in die Weltliteratur ihre Kerbe schlugen.aDer eine ein lachender

Melancholiker, umwoben von zartesten Faden der Poesie. Der

andere der genialste Pasquillant der deutschenBahne. Nestroys
lachschallendes Echo war noch lange nicht verhallt, als der Bürger

einer anderen Welt die Stillen in Andacht um sich sammelte:
Adalbert Stifter, der Erzähler des »Hochwalds und

der »Stu-d"ien«.So reich an innerlichenlGegensätzen,·die·allzusammen
die Einheit eines Volkes bilden»fist dieses Osterreichl hat die

Artvielheit seiner Länder im. geistigen Abdruck, das Antipodentum
der groß-enStadt und der einsamen Gebirge. Hie und da erhebt
ein Weltbürger sein Haupt,f einer, der als ein wunder·Atlas die

Schmerzen des Universums trägt, gesäugt von den geheimnisvollen
Brüsten der Natur, kühn den Schwertern und Dolchen der Kultur
das Haupt entgegentragend: Nikolaus Lenau. Nahern wir

uns den jüngeren Tagen, so werden die Ortsgegensätze der öster-v
reichischen Dichtung zu zwei Reichen. Jn dem einen, dem der

Noch· in der Jugend
—

abendsonnenscheinbeglänsztenWiener Dekadenz, ist Arthur
Schnitzler der Musaget, der nervenzarte Dramatiker des Ge-
schlechterkampfes, in einer Gefolgschaft wirken H e r in an n B a h r,
der Peripathetiker sterreichs, und Hugo von Hofmanns-
thal, der goldglänzende Artist. Peter Altenberg, der
Lyriker in Prosa, ist der Philosoph dieses Wienertums. Jn der
anderen Dichtungswelt haust der Waldschulmeister, der Bauernsohn
und Alpenhirte, dem alle Weisheit vom blauen Himmel seiner
Berge kam, der liebevolle Naturphilosoph Peter Rasegger.
Dann aber ist einer, der die Kraft des bäuerlichen Großvaters mit
der Kunst des Großstadtmenschenin seinen Dramen vereinigte. Er,
der von Jbsen und Hauptmann nichts wußte, als er auf eigenen
Wegen ihre Wahrheit verkündete: der österreichischeBauernstück-
dramatiker Ludwig Anzengruber.

Das sind nur wenig Namen aus der Fülle. Man müßte die
Zahl der Alten reichlich ergänzen, man müßte der Jungen und
Jüngsten gedenken, um das Spiegelbild des dichtenden Deutsch-
österreich zu geben. Der Augenblick der Gegenwart hält stille vor

Anton Wild gans, dem lyrischen Realisten des sozialen
Dramas, oder vor der Ennstaler Lehrerin Pausla Grosgger,
die in unerhörter Treue und mit neubelebter alter Sprachgewalt die
Urelemente wilder Natur und kindhafter Menschen in ihrem Roman
»Das Grimmingtor« scheinbar kunstlos sammelte.

Dieser slüchtige Ausblick auf das Erntefeld genügt, dem weiten

Deutschland zu sagen, daß es eines Besitzes stolz sein«dars, den
keine Macht der Erde ihm vom Herzen reißen kann.

R

Die internationole Konferenz für die Aufhebung der Eins nnd
·

Ausfuhrverbote nnd ibeschrönknnaenin Geni.
(17. Oktober bis ·8. November 1927.) Von Ministerialrat Rein s h a g e n.

Wie auf der Weltpolitik, so lastet auch auf der·Weltwirtschsaft
noch schwer die Erbschaft des Krieges. aEs war die Aufgabe der

Jnternationalen Konferenz, die, vom Volkerbund einberufen, vom
17. Oktober bis 8. November 1927 in Genf tagte, einen dieser wirt-
schaftlichen Kriegsresie zu beseitigen, nämlichdas System der Ein-

und Ausfuhrverbote, das sich in der Nachkriegszeit lähmendauf den

internationalen Warenverkehr gelegt hatte. Vor dein Kriege wurde

der Warenaustausch zwischen den Staaten fast ausschließlich durch
die. Zolltarifsysteme geregelt, die durch ein weitversponnenesNetzvon

Handelsverträgen den Bedürfnissen der internationalen Wirtschaft
an a t waren.

»geznßden unruhigen Zeiten nach dem»Kriege, Als dte ganze Welt-

wirtschaft aus den Fugen zu sein schien, versagteder Zoll. Das

Handelsvertragssystem war, besonders durch die Deutschlandim Ver-
sailler Vertrag aufgezwungene Verpflichtungzur Gewahrung der ein-

seitigen Meistbegünstigung, in vollige Verwirrung geratenz Neu-

entstandene Jndustrien verlangten »Schutz.Die ohne Rücksicht.auf
die wirtschaftlichen Zusammenhange vorgenommenen»«Gebiets-
veränderungen brachten die Bezugss und Absatzmarktevollig durch-
einander. Fast alle europäischenLänder gingen durch schwere Wah-

l

n skri en indur .
»

.m gMessenInjedåkBeziehung anormalen Verhältnissen, in denen

die normalen Mittel-der Handelspolitik versagten, suchte man nun

mit dem ebenfalls völlig anormalen Mittel der Eins und Ausfuhr-
verbote zu begegnen. Es ist nicht zu leugnen, daß wenigstens eine

zeitlang dieses System gute Dienstegetan hat. Besonders lieferte es

Deutschland eine nicht zu unterschatzende·Waffegegen·die wirtschaft-
lichen Klauseln des Vertrags von Versailles. Auf die Dauer lehrte
aber die Erfahrung, daß mit dem ganzen System doch mehr Schaden
als Nutzen angerichtet wurde. Da jedes einzelne Jnlandsgeschäftder

prü ung durch eine Behörde oder durch eine Organisation unter-

worfenwurde, haftete dem System sehr bald das Odium der Willkür-

lichkeit an, und mit der Zeit häuften sich die dadurch hervorgerufenen
innen- und außenpolitischenSchwierigkeiten. Sobald sich daher die

wirtschaftlichen und die Währungsverhältnisse in Europa einiger-
maßen zu konsolidieren begannen, ging man in einer Reihe von

Ländern an den Abbau des Systems heran. Deutschland begann da-

mit schon im Herbst 1923 undhat heute das ganze System bis auf
einen geringen Rest beseitigt. Jn anderen Ländern, wie z. B. in der

Tschechoslowakeiund in Polen, blüht das System heute noch.
Schon in seiner Herbstsession 1924 nahm sich der Völkekvund der

Angelegenheit an. Er betrauteseinen Wirtschaftsausschußdamit, die

Frage zu prüfen, ob man diesem System nicht durch eine inter-

nationale Vereinbarung zu Leibe rücken könne. Der Wirtschafts-
ausschußbrachte nach langen und eingehenden Beratungen, an denen

sich auch Deutschland, damals noch nicht Mitglied des Völkerbundes,
durch Entsendung eines Sachverständigenbeteiligte, einen Entwurf

für ein internationales Abkommen zustande. Dieser Entwurf sah
die Verpflichtung der vertragschließendenStaaten vor, innerhalb von

sechs Monaten nach Inkrafttreten des Abkommans alle wirtschaft-
lichen Eins und Ausfuhrverbote abzuschaffen, soweit nicht unter be-

stimmten Voraussetzungen Ausnahmen vorgesehen waren. Jn diesen
Ausnahmen la und liegt die Schwierigkeit des Problems und in
dieser Beziehun war auch der Entwurf völlig unzulänglich. Neben
einer Reihe von Einzelausnahmen, die sich auf öffentliche Sicherheit,
die nationale Verteidigung, den Schutz von Menschen, Tieren und
Pflanzen gegen Krankheiten und Entartung, auf Staatsmonopole
und dergleichen bezogen, war in einem Artikel 5 vorgesehen, daß
jeder Staat unter außer ewöhnlichen Umständen zur Wahrung seiner
lebenswichtigen Jntere en wirtschaftlicher und finanzieller Natur
Ein- und Ausfuhrverbote erlassen dürfe. Durch diese Bestimmungen
und dadurch, daß man unter dem Deckmantel der nationalen Ver-·
teidigung Ein-. und Ausfuhrverbote zuließ, verlor das ganze Ab-
kommen seinen Sinn, denn schließlich konnte damit jeder Staat
machen, was er wollte.

Der Völkerbund sandte den Entwurf den einzelnen Regierungen
zu mit der Bitte, gutachtliche Äußerungen der großen Wirtschafts-
organisationen herbeizuführen. Die deutsche Regierung legte den

Entwurf dem Vorläufigen Reichswirtschaftsrat vor, der dem Grund-

gedanken des Entwurfs zsustimmte, sich mit aller Schärfe aber gegen
die Ausnahmebestimmungen, besonders in Artikel 5 wandte. Die
Äußerungen der anderen Regierungen und Wirtschaftsverbände
billigten auch den Grundgedanken des Entwurfs, kritisierten im

übrigen aber auch stark daran herum.
Immerhin war damit die Angelegenheit soweit gereift, daß man

ernstlich an den Abschluß eines internationalen Abkommens heran-
gehen konnte. Der Völkerbund lud, nachdem auch die Weltwirt-
schaftskonferenz ihren Segen dazu gegeben hatte, auf den 17. Oktober
1927 zu einer diplomatischen Konferenz nach Genf ein. Dieser Ein-
ladung folgten 35 Staaten, darunter fast alle europäischen,mit Aus-
nahme insbesondere von Rußland und Spanien; von außereuropäii
schen Staaten waren die Vereinigten Staaten, Kanada, Australien,
China, Japan, Indien, Siam und Ägypten vertreten. Süd- und
Mittelamerika fehlten fast ganz. Die Leitung der Konferenz lag in
der Hand des früheren holländischenMinisterpräsidentenEolijn, der
diese Aufgabe mit außerordentlichemGeschick und vollendetem Takt
löste. Die deutsche Delegation stand unter der Führung des Staats-
sekretärs Dr. Trendelenburg.

Jn den Konferenzverhandlungen zeichneten sich sehr bald zwei
verschiedeneRichtungen deutlich ab: die eine betonte die Notwendig-
keit einer Rückkehrzu den normalen Verhältnissen der Vorkrisegsz-eit,
während die andere nur mit aller Vorsicht an die Lösung des
Problems gehen wollte und weitgehende Vorbehalte machte, Die»
deutsche Delegation betonte von vornherein, daß sie keinemAbs

585



Der Heimatdienst
II-

kommen zustimmen werde, das eine Tegalisierung des gegenwärtigen
unhaltbaren Zustandes bedeute. Sie verlangte mit allem Rachdruck
Wiederherstellung des Vorkriegszustandes und lehnte konsequent die

Aufnahme solcher allgemeinen Ausnahmebestimmungen, wie sie der

Entwurf vorsah, ab. Sie fand hierbei Unterstützung bei Italien, bei

der Schweiz, Osterreich und den Niederlanden, während die andere

Richtung ihre Hauptvertreter in den östlichen Staaten, besonders bei
der Tschech-oslowakei, Polen und Ungarn fand. Der französische
Standpunkt war von vornherein nicht ganz klar, neigte sich aber mehr
der deutschen Auffassung zu. Durch die strikte und konsequente Ab-

lehnung jeder unklaren Ausnahmebestimmung unter deren Schutz sich
etwa bestehende und künftige Eins und Ausfuhrverbote verkriechen
konnten, waren nun alle Staaten gezwungen, vor aller Welt Farbe
zu bekennen und ihre Interessen anzumelden.

’

So trat denn England sofort mit der Forderung auf, sein im

Jahre 1920 erlassenes Einfuhrverbot für Farbstoffe, das sich in seiner
Wirkung fast ausschließlich gegen Deutschland richtet, aufrechtzus
erhalten. Allen Bemühungen, es zur Aufhebung dieses Verbots zu

bringen, setzte es hartnäckigenWiderstand entgegen, so daß es schließ-
lich, wollte man die Konferenz nicht zum Scheitern bringen, ange-
nommen werden mußte. Die unvermeidliche Folge war, daß auch
eine Reihe anderer Staaten es ablehnte, ihre innere Gesetzgebung dem

internationalen Diktat unterzuordnen. Besonders konnte Deutsch-
land es nicht hinnehmen, daß England lediglich mit Rücksicht auf
seine innere Gesetzgebung ein derartig lästiges Verbot aufrechterhielt,
und die deutsche Delegation erklärte daher, daß sie infolgedessen
gezwungen sei, das mit ihrer inneren Gesetzgebung über die Kohlen-
wirtschaft zusammnhängende Eins und Ausfuhrverbot für Kohlen
solange aufrechstzuerhaltem wie England auf seinem Farbeneinfuhrs
verbot bestehe. Hierdurch wurde nun wieder Frankreich veranlaßt,
im« Interesse seiner eisenschaffenden Industrie sein Aussrrhrverbot für

Alteisen und Altmetall als Reserve anzumelden, womit die Aufrecht-
erhaltung dieses Verbots auch für die anderen Länder, in denen es

noch besteht, notwendig wurde. Weitere Vorbehalte folgten von

anderen Ländern, insbesondere warteten Ungarn und die Tschechos
slowakei mitseiner großen Reihe von Ausfuhrverboten für Rohstoffe
wie Häute und Felle, Knochen, Altpapier und dergleichen, auf.

Nach vielem Hin und Her kam man zu folgender Lösung: Der
1. Ausnahmeartikel, nämlich Artikel 4, erhielt im großen und ganzen
die von vornherein von der deutschen Delegation vorgeschlagene
Fassung, wie sie bereits im deutsch-französischenHandelsvertrag-e und
in den meisten von Deutschland geschlossenen Handelsverträgen ent-

halten ist: Dadurch war die besonders gefährliche Ausnahme des

Entwurfs, der schlechthin auf die Bedürfnisse der »nationalen Vers

teidigungk Rücksichtnahm, ausgemerzt, und an seiner Stelle die Aus-

nahmemöglichkeit auf Kriegsgerät und unmittelbaren Kriegsbedarf
beschränkt. Der Artikel 5 erhielt den Charakter einer echten Kata-

strophenklauseL Er läßt ein Eins und Ausssuhrverbot nur zu, wenn

unter außerordentlichen Umständen die Lebens-interessen des ganzen
Landes in Gefahr sind, wie es etwa bei dem großen japanischen Erd-

beben oder bei dem Kohlenstreik in England der Fall war.
"

Ein neuer Artikel H behandelt die Ausnahmen, auf die eine

Reihe von Staaten, wenigstens für eine zeitlang, nicht verzichten zu
können glaubte. Diese Vorbehalte fallen nicht unter die allgemeinen
Ausnahmebestimmungem sie sind gewissermaßen nur für eine Über-

gangszeit gedacht und stehen unter den Druck besonderer Kündigungs-
bestimnmngen. Eine Reihe von Vorbehalten, so z.B. die von der

— Tschechoslowakei und von Ungarn angemeldeten, im internationalen

Warenverkehr besonders lästig empfundenen Ausführverbote für
Häute und Felle sowie für rohe Knochen, wurde von der Konserenz
besonders scharf verurteilt. Um jedoch den anmeldendenStaaten die

Unterzeichnung des Abkommens zu ermöglichen, wurde in Aussicht
genommen, diese Ausführverbote in internationalen Aussprachen
zwischen den beteiligten Wirtschaftskreisen zu bereinigen. An sich
ist es möglich, auch weitere Vorbehalte bis zum Februar nächsten
Jahres anzumelden, doch werden diese Vorbehalte nur zugelassen,
wenn sie auf einer weiteren im Juni des nächsten Jahres zusammen-
treten-den Konferenz gebilligt werden.

Auf diese Weise ist es gelungen, die Sonderinteressen der eins-

zelnen Staaten, die jetzt noch nicht auszuräumen waren, sozusagen
außerhalb der Konvention und auf Abbau zu stellen. Was jetzt noch

an Eins und Ausfuhrverboten aufrechterhalten wird, beruht eben

auf dieser Sonderzulassung durch die Konserenz und kann nicht etwa

durch die in dem Abkommen enthaltenen allgemeinen Ausnahme-
bestimmungen gestützt werden. Dem ist noch besonderer Rachdruck
verliehen durch eine von der deutschen Delegation zu Protokoll ges
gebene, einstimmig von der Konserenz gebilligte Erklärung, die den

Sondercharakter dieser Vorbehalte betont. Das Abkommen, wie es

jetzt vorliegt, macht es also denjenigen Ländern, deren Herz noch an

dem Verbotssystem hängt, unmöglich, gegen den Willen der anderen

Vertragsstaaten auf Grund allgemeiner Ausnahmebestimmungen, noch
irgendwelche nicht bekannt gegebenen Verbote aufrechtzuerhalten,
oder einzuführen, kurz gesagt, man weiß jetzt, woran man ist.
Groß waren auch die Schwierigkeiten, die sich aus der Frage

ergaben, ob man Streitigkeiten über Anwendung oder Auslegung des
Abkommens einem internationalen Schiedsgericht unterbreiten solle.
Der Schiedsgerichtsgedanke ist in der Welt auf dem Vormarsch be-

griffen, und bekanntlich hat auch Deutschland durch die LocarnosVers

träge und durch die Unterzeichnung der sog. Fakultativklausel des

LHaager Abkommens sich entschieden zu dieser Politik bekannt. Auf
der Konferenz ergaben sich aber bei einigen sehr wichtigen Staaten,
besonders bei England und der Schweiz, starke Widerstände dagegen,
bestimmte Fragen, insbesondere die des veterinärpolizeilichenSchutzes
der staatlichen Selbstbestimmung zu entziehen. Auf der anderen

Seite drängten die Staaten, die ein starkes Interesse an der Ausfuhr
landwirtschaftlichen Erzeugnisse haben, darauf hin, gerade diese Fragen
unter internationalen Schiedsspruch zu stellen, besonders vertrat Polen
aufs Schärfste diesen Standpunkt. Nach schwierigen Verhandlungen
gelangte man dahin, unter Schiedsgerichtszwang nur rein juristische
Fragen zu stellen, im übrigen aber eine Art Güteverfahren eins

zuschalten. Weder Güteverfahren noch Schiedsgerichtsverfahren aber

finden auf die Ausnahmeartikel 4«, 5, H Anwendung, auch nicht bei

rein juristischen Streitfragen, falls sich nicht die betreffenden Staaten

untereinander ausdrücklich darauf einigen.
Nachdem an diesen Hauptklippen das Konferenzschiff glücklich

vorbeigesegelt war, wurden auch die anderen Schwierigkeiten nach
harter Arbeit schließlichüberwunden. Tags und Rachsitzungen, unter-

brochen von Frühstücken,Diners und Empfängen, die eigentlich auch
nur die inoffizielle Fortsetzung der offiziellen Verhandlungen bildeten,

förderten die Sache schließlich so, daß ein Entwurf zur Zeichnung
vorgelegt iwerden konnte. Im ganzen zeichneten 18 Staaten, dar-

unter außer Deutschland England, Frankreich, Italien, Schweiz,
Uiederlande, Belgien, Tschechoslowakei, Osterreich, Ungarn,
Rumänien und Dänemark; von

·

außereuropäischen Japan und

Ägypten. Die Vereinigten Staaten haben noch nicht gezeichnet, doch
werden sie nach neueren Nachrichten nachträglich beitreten. Polen
lehnte die Zeichnung ab. .

Der weitere Verlauf wird nun so sein, daß im nächsten Juni
eine zweite Konferenz noch über die etwa bis dahin, angemeldeten
weiteren Vorbehalte berät, gleichzeitig die näherenVoraussetzungen
für die Inkraftsetzung festsetzt, die wahrscheinlich von der Ratifikation
durch eine bestimmte Anzahl von Staaten, und hierunter durch be-

sonders wichtige Staaten, bedingt sein wird. Da das Abkommen

noch bis zum I. Januar 1929 zur Zeichnung aufliegt und erst sechs
Monate nach Vorlage der notwendigen Ratifikationen in Kraft tritt,
wird man mit seiner Geltung nicht vor Sommer oder Herbst 1929

rechnen können. Bis dahin müssen alle Eins und Ausfuhrverbote, die

nicht mit dem Abkommen vereinbar sind, aufgehoben werden«

Zur Beurteilung des Abkommens läßt sich sagen, daß es einen

nicht unbedeutenden Schritt zur Wiederherstellung normaler Ver-

hältnisse in der Weltwsirtschaft, besonders in der europäischenWirt-

schaft bedeutet. Es spricht dem System der Eins und Ausfuhrs
verbote das Todesurteil und, wenn es. auch noch letzte Reste dieses
Systems am Leben hält, so stehen doch diese Reste unter einem prak-

tischen und einem moralischen Druck. Vor allem aber ermutigt das

Zustandekommen dieses internationalen Abkommens, welches der

Präsident der Konferenz in seiner Schlußansprache mit Recht den

ersten internationalen Handelsvertrag nannte, dazu, auch die übrigen

Probleme der internationalen Handelspolitik derartigen Aussprachen
zu unterwerfen, mit dem Ziel, sie internationalen Regelungen zu-

zuführen.

sz Die Maschiuisieruug unserer Landwirtschaft
VoanErnstTasch

«

«

Die Entwicklung der Technik in den letzten 100 Jahren kam in

ihren ungeahnten, gewaltigen Ausmaßen in erst-er Linie der Industrie
und dem Verkehr zugute. Beide Wirtschaftszweige konnten sich ja
nur auf Grund der technischen Erfindungen zw ihrer heutigen Aus-

dehnung und Bedeutung entwickeln. In der Landwirtschaft, in den

« ältesten Wirtschaft-zweig, sind die Errungenschaften auf technischem
Gebiet erst spät eingedrungen. Arbeits-weise und Arbeitsgeräte
waren viele Jahrhunderte hindurch ziemlich unverändert geblieben.

386

Aus Traditionsrücksichten wagte man kaum, densalthergebrachten
Arbeitsgang zu ändern, so daß schon hierdurch das Eindringen
modernersMaschinen anfangs erschwert wurde, Allmählich erkannte

jedoch der Landwirt die Vorteile der Maschinenanwendung. Die

Anfänge der Maschinisierung landwirtschaftlicher Betriebe fallen in

die zweite Hälfte des vergangenen Jahrhunderts. Versuchsgüter
und größere Landwirtschaftsbetriebe gingen als Schrittmacher vors

an. In der Gegenwart sind Maschinen in allen Betriebsarten und



Ver Heimaidiensi
m

Betriebsgrößen vorhanden. Die heutige
randwirt chaft ist zusammen Mit der Jn- Arbeitsmaschinen
d·u«-strieOsffsnsichtlichbestrebt- DIE listemas indes-deutschen Landwirtschaft
tische Maschinisierung der landwirtschaft- 1907

·

1925
licheni Arbeitsverrichtungen durchzufuhrem ioooq Käficsselecnismåschlnen 174 tiro-
Von dieser Umwälzung der Jahrhunderte

« k h, en
alten bisherigen Betrisebsform in der Lands Mo -WIL—,MMM
wirtschaft wird unsere gesamte. Volkswirt-

WW FZMFMMJ uc
a t berü rt. Was bis jetzt in der Maschi-

iicihsiefrunghunsererLandwirtschaft erreicht

wurde, und welches Betätigungsseldder

deutschen Volkswirtschaft in dieser Be-

ziehung noch offenstehtz geht«»aus
der

neuesten amtlichen Betriebs-statistit)her-

vor, deren Hauptdaten im folgenden be-

trachtet werden sollen.

I. Arbeitsmaschinen

Entsprechend der zahlreichenverschieden-
artigen Arbeitsverrichtungen in der Land-

wirtschaft gibt es schonheuteeine Anzahl der

verschiedensten Arbeitsmaschinen.
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Die Landmaschinenindustrie hat,
wie dies besonders wieder anläßlich der diesjährigeiiWander-

ausistellung der Deutschen Landwirtschastsgesellschaft in Dortmund

au en cheinlich wurde,
entzsprsechendeMaschine hervorgebracht.

at ür alle landwir chaftlichen Arbeiten einef s f Dixlandwirtschaftliche Be-

triebs ä lun vom 16. Juni 1925, die den Betrieb in seinem «ge-
samteizihAufgbauzu erfassen hatte, hat 16 verschiedene Arbeits-

maschinen, denen heutzutage praktisch eine besondere Bedeutung zu-

kommt und die· sich im Betrieb auch schon hinr
haben, berücksichtigt. Jn der Zeit vom Juni 1924

eichend bewährt
bis Juni 1925

sind in folgendem Umfange von den Landwirtschaftsbetrieben die

nachgenannten Arbeitsmaschinen benutzt worden:

Möhmaschinen
1 623 voll Ruck

Zahl der Zahl der be-

e ei nun der Ma inen Betriebe triebseigenenBz ch g sch
überhaupt Maschinen

Dampfpfliige . . . . . . . . . . . . . 1 618 1 008 (56) -

Motorpflüge . . .
.

. . . .
. . . . . 6 958 7227 (94)

Elektr. pflüge . . . . . . . . . . . . 237 317 (91)
Düngerftreumaschinen. . . . . .

. . . 104 399 106 182 (88)
Säemaschinen . . . . . .

. . . . . . 543 705 509 176 (88)
Hackmaschinen . . .

. . . . · . . . . 185 388 145 638 (95)
Kartoffelpflanzmaschinen . . . . . . . . 54 309 47 837 (82)
Kaktoffelemtemaschinen .

. . . .

».
. . 175 949 173 708 (93)

Grasmähmaschinen. . . . . .
. . . . 618 816 663 470 (98)

Getreides s mit Binder . . . . . . . . 109 070 131 224 (97)
mähmaschsi » Sechstabtage . . . . . . 211040 228 687 (98)
Heu- und Schwadenwender . .

. . . . 194 859 211 337 (99)
Dresch- mit Göpelantrieb . . .

. . . .
486 744 477 494 (98)

wasch. » Kraftantrieb . . . . . . . 786 031 577 657 (73)
Samenreiniger (Windfegen, Trieure) . . 740 013 764 909 (98)
Schrotmühlen . . . . .

. . . . . . . 325 071 319 670 (97)
. Milchzen- (mitHandantrieb . . . . .

. 1 386 558 1 383 369 (98)
trifugen » Kraftantrieb . . . . . . 33 289 32 330 (97)

Jn dieser Aufstellung ist neben der Zahl der Betriebe, die eine

oder mehrere der bezeichneten Maschinen be-

DLD
-

nutzter Fläche — d. i.

werden kann, verwenden die Landwirte fast
nur betriebseigenes Material. Die ange-
gebenen Zahlen über betriebseigene Ma-
schinen reichen bei fast allen der aufge-
führten Arbeitsmaschinen sehr nahe an die
in der Landwirtschaft insgesamt vorhan-
denen Arbeitsmaschinen heran. Nur Dampf-
pflüge, die wegen der hohen Anschaffungss
kosten in vielen Fällen nur geliehen werden,
und Dreschmaschinen, die besonders in klei-
neren Betrieben zum Gebrauch jeweils an-

gefahren werden, sind noch in größerem
Ausmaß im Eigentum von gewerblichen
Unternehmern, Verleihern usw.

Besonders wichtig ist die Frage, in

welchem Umfang die vorhandenen Land-
wirtschaftsbetriebe bis jetzt mit Arbeits-

maschinen ausgerüstet sind. Die folgende Zu-
sammenstellung zeigt, wieviel Betriebe v..H.
sämtlicher Lansdwirtschaftsbetriebe mit min-

destens 2 Hektar landwirtschaftlich be--

Acker-, Gartenland, Weinberg, Wiese und

gute Weide, — überhaupt und in jeder Größenklasse die ein-

zelnen Arbeitsmaschinen vom Juni 1924 bis Juni 1925 be-

nutzten.

Betriebe mit rot-bezeichneter Maschine

. Eis-;gesenkten-kniest-Bezeichnung icehafttichvenutzten Fläche von . . . v-

der Maschinen , ,

Zbisö
5 bis 20 bis soo u. zu-

20 ioo mehr samtnen

Dampfpfliige . . . . . . . . 0,0 0,0 0,1 7,0 0,1
Motorpfliige . . . . . . . . 0,0 0,0 0,9 26,1 0,3
Düngerstreumaschinen 0,2 2,7 29,6 92,1 5,0
Säemaschinen . . . . . . 5,2 32,9 75,8 97,0 25,7
Hackmaschinen. . . .

. . . . 1,7 5,6 24,3 72«5 6,3
Kartoffelerntemaschinen - 0,5 8,5 38,6 64,9 8,5
Grasmähmaschinen . . . . . 4,6 40,9 82,8 94,7 29,7
Getreidei

imit
Binder . . . 0,4 8,9 27,1 73,8 5,2

mähmasch. » Selbstablage . 0,4 10,7 45,5 76,2 10,2
Heu- und Schwadenwender . . 0,9 10,2 37,6 69,5 9,4
Dreschii

mit Göpelantrieb 18,8 31,2 25,0 5,9 22,8
masch. ,, Kraftantrieb. . . 18,8 42,1 67,6 92,5 34,9
Samenreiniger . . . . . 19,5 41,3 61,4 89,9 34,3
Schrotmühlen. . . . . . . . 3,4 18,3 50,1 80,5 15,5
Milchzentrifugen m. Handbetrieb 46,6 60,7 60,5 46,1 54,4

Mit zunehmendem Betriebsumfang steigt die
Anwendung von Landmaschinen.
100 Hektor) ist die

Häufigkeitder
Von den Großbetrieben (über

Mehrzahl mit Arbeitsmaschinen versehen.
Ausnahmen machen hier nur die Kraftpfliige, die selbst in den
Großbetrieben noch meistens fehlen.
triebe sind schon weitgehend maschinisiert.

Auch die groß-bäuserlich.enBe-

Allerdings fehlen hier
in noch sehr vielen Betrieben wichtige und bewährte Arbeitsmaschinen,
wie z.B. Düngerstreuer,Hackmaschinen, Heuwender usw.
smittelbäuerlichen Betrieben, die mit einem Anteil von 36 v.

nutzten, auch die Zahl der betriebseigenen
Maschinen angegeben. Die Gesamtzahl der

in der Landwirtschaft benutzten Arbeits-

maschinen genannter Art — also außer den

betriebseigenen auch die geliehenen, «ge-
nossenschaftlich - gehaltenen und sonstigen

emden Maschinen —- konnte die Betriebs-

statistik nicht nachweisen, weil die einzelne
fremde Maschine von. mehreren Betrieben

benutzt und somit in der Betriebszählung
·

zwei- oder mehrmals angegeben wurde. Die

Statistik weist jedoch die hier nicht aufge-
führte Zahl der Betriebe nach, die betriebs-

eigene Maschinen benutzten. Jn den einge-
klammerten Zahlen ist das prozentverhälts
nis zwischen den Betrieben, die überhaupt
von den genannten Maschinen benutztens, und

denjenigen Betrieben, die betriebseigene
Maschinen ver-wendeten, ausgedrückt. Z.B.
benutzten von allen Betrieben mit Grasmäshs
maschinen 98 v.H. betriebseigene Gras-

mäher. Wie aus dieser und den übrigen
obengenannten Prozentzashlen entnommen

1) Vgl. die vom Statistischen Reichsamt beraus-
egebene Zeitschrift ,,Wirtschaft und Statistik«, 1927,

. Is, S. 762 Wer-lag von Weimar Hobbing,
Berlin sW 61).

; Maschinenverwenaung
:

in aer isnawirtsctiaft 1924X25
-

v. H. sämtlicher Betriebe in jeder Eiöizenkiasse verwenden
Getriebe mit 5-20ha A.20-100 haQ 100 usmelirha O)

QDLI
I

O.

wpp

v.

’.’

.

..

«

v

v

v

v.-

Jn den

,

. an

der gesamten landwirtschaftlich benutzten
Fläche die gewichtigste Betriebsgrößenklasse
bilden, sinsd noch verhältnismäßig wenig
Arbeitsmaschinen zu finden. Von den Be-
stell- und Erntemaschinen sind nur Säe-

maschinen und Grasmäher in größerer Zahl
vorhanden. Jn dieser Betriebsgröße stehen
bei einzelnen Arbeitsmaschinen die An-
schaffungskosten noch in einem ungünstigen
Verhältnis zur Ausnutzungsmöglichkeit.Ge-
lingt das derzeitige Bestreben unserer Land-
maschinenindustrie, brauchbare Arbeits-
maschinen kleineren Formats zu annehm-
barem Preise herzustellen, so eröffnet sich in
den mittelbäuerlichen Betrieben noch ein
sehr großer und in Anbetracht der weiten
Verbreitung dieser Betriebe wohl der bisher
bedeutsamste Abneh.merkreis. Bis zu einem
gewissen Grade gilt dies auch noch bei den
kleinbäuerlichen Betrieben (2 bis 5 Hektar),
deren Maschinisierungsich noch in den aller-
ersten Anfängen befindet. Von den nach-
gewiesenen Arbeitsmaschinen kommt hier -

nur den Dreschmaschinen, Samenreinigern
(Windsfegen) und Milchzentrifugen eine be-
merkenswerte Bedeutung zu.» .

Bei einigen Arbeitsmaschinen ge-
währt die Statistik auch Einblicke in die

387
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Entwicklung der Maschinenverwendunsg. Aus Vergleichen mit

l-907, dem vorletzten Zä·hlungsiiahr,geht hervor, daß der Maschinen-
park unserer Landwirtschaft eine zum Teil ganz gewaltige Aus-

dehnung erfahren hat. Die Statistik bestätigt sowohl die Regsam-
keit der Landmaschinenindustrie, als auch das Interesse der Land-
wirte an moderner Betriebsgestaltung. Ohne Zweifel haben
auch die Jnflationsjahre, in denen die Umsetzung von Papiergeld
in Sachwerte vor Kapitalverlusten schützenmußte, nicht unerheblich
zur Anschaffung von Landmaschinen bei-

getragen. Die Zahl der betriebseigenen - -

Säemaschinen hat sich in der Zeit von

1907 bis 1925 von 200 ooo auf 500 ooo

Stück
· erhöht. Die Zahl der Mähs

maschsinen aller Art (1907: 300000

Stück) ist heute mehr als verdreifacht
und) geht ilber eine Million hinaus.
Hackmaschinen haben sich verzehnfacht.
-:D-ie in früherer Zeit noch weniger
gebräuchlichen Arbeitsmaschinen wie

Kartoffelpflanzs und Kartoffelerntes
maschinen haben sich gegenüber 1907
ihrerl Zahl nach um das Vierundzwanzig-
bzw. Siebzehnfache vermehrt.

Isl. Kraftmaschinen und

Kraftfahrzeuge.
Die landwirtschaftliche Betriebs-

zählung1925 erfaßte neben den Arbeits-

maschinen erstmalig auch die in der

Landwirtschaft vorhandenen Antriebs-

maschinen, elektrischen Stronwrzeuger
und Kraftfahrzeuge. Unter den An-

triebsmaschinen ist der Elektromotor
am gebräuchlichsten. Jnsgesamt haben
645 ooo Landwirtschaftsbetriebe zu-

sammen 747 000 Elektromotoren mit

einer Nennleistung von Z 534000 PS.
·

Dem egenüber sind nur in 72 000 Betrieben zusammen 81 ooo wind-,

Was er- und. Wärmekraftmaschinen vorhanden. Die Nennleistung
. dieser Primärkraftmaschinem unter denen 38000 Leichtölkrafts

maschinen und 16000 Dampfkraftmaschinen mit zusammen
443 000 Ps- den größten Anteil einnehmen, erreicht insgesamt

·

orxooo PS oder

Je-
-———

-
«

«

» 12 v. H. der ge-

M- » « XII »

- samten Nenn-

.- h- -«»««:W« « ««-"«-«I««,«,««J-««;-J'«f«37«x«7«»An-Astleistmsg sämthcher
Als- X - ; »

« «

-,-» Antriebsmaschinen
.

"

«

« :. :,- s(-k»Millionen Ps).
« Its HELIIHJO- X-, ANY-XX-

« W .VieVorrangstellungI-.«««« M- »J-
X ISJ T- ««-;- des Elektromotors,

»N, -«- t. «,.d
,

, ! d
-

, m .,--
« Eis-ON M-« -

« W er sp-st You
kxX»,,»s«st-r-»«-«-««»««H«zLy- » - — Kleinbetrieben viel-

WITH xv Wis«U,"l«sx",silv«,-

i

J-

-.-.. . .-. ..

««-
«

«

«

Getretdemdhep Mk-«UW-i«’«»«f»"i.(il".i"GW« istdinFxxblkskpnglrrxn
Eignung für die

Landwirtschaft-begründet Als Vorzüge für die Landwirtschaft fallen
beim Elektromotor gegenüber den sonstigen Antriebsmaschinen ins-

·

, besondere die einfache Wartung und Bedienung- die räumliche

Anspruchslosigkeit, die verhältnismäßig geringe Feuergefährlichs
keit u. a. m. ins Gewicht. Außerdem hat naturgemäß auch der

gewaltige« Ausbau der Elektrizitätserzeugung und die weite Ver-

zweigung der Stromnetze und Überlandzentralen das Eindringen des

Elektromotors in di"e Landwirtschaft begünstigt.
Auf die einzelnen Betriebsgrößenklassen nach der landwirt-

schaftlich«benützten Fläche verteilt sich die Nennleistung der An-

triebsmaschinen folgendermaßen:
·

» (Siehe Tabelle oben rechts.)
Diese Angaben für die Größenklassender Betriebe bringen

deutlich zum Ausdruck, wie im Schwergewicht der deutschen Land-

— 4 A

Größenklassenach insgesamt davon EIekkWMOkO

der landw. ben. Fläche Ps Ps sV» H.

oAr (Forftbetr. usw.) . . . . . . . 1369 405 30

unter 2113 . . . . . . . . . . . . 63524 49211 78

2 bis 5 ha . . . . . . .s . . . 455157 407 895 90

5 »· to » . . . . . . . . . . . 808255 726147 90

10 » 20 ,, . . . . . . . . . . . 926055 823 637 89

20 « 50 « . . . · . . . . . . . 884193 767 879 87
so » xoo » . . . . . . . . . . . 266672 207668 78

106 « 2oo »
. . . . . . . . . . . 179 812 118240 66

200 und mehr. . . . . . . . . . . 420 488 232 969 55

Zusammen 4005 025 3 334 051 I 83

wirtschaft, in den Bauernwirtschaften (2 bis 100 Hektar), der
Elektromotor vorherrscht. Jn den »0-Ar-Betrieben«, meist Forst-
betrieben, entfällt ausnahmsweise die an und für sich geringfügige
Nennleistung größtenteils auf Primärkraftmaschinen. Ferner ist

«

in den Großbetrieben der Anteil der

Elektromotoren schon erheblich unter

dem Gesamtdurchschnitt, da in der Groß-
landwirtschaft vor allem sehr viele

Dampfkraftmaschinen (163 000 Ps) be-

nutzt werden.
Von der gesamten Nennleistung der

stationären Antriebsmaschinen in Land-

wirtschaft und Gewerbe (ohne Renn-

leistung der Antriebsmaschinen für
Elektrogeneratoren in Großkraftwerken,
Fabriken usw.) mit zusammen 23 Mil-
lionen PS stehen 17 v.H. der maschini-
sierten Landarbeit zur Verfügung« Bei
den Primärkraftmaschinen weist die

Landwirtschaft nahezu den zehnten Teil,»Es-Erz
-

bei den Elektromotoren sogar den fünften
·

»

Teil der regelmäßig zur mechanischen
Avbeit verwendetenMaschinenleistung der Gesamtwirtschaft auf. —

Jm Gewerbe erreicht die gesamte Nennleistung der Antriebsmaskhinen
(ohne Antriebsmaschinen für Elektrogeneratoren) rd. 19 Millionen PSJ
die sich mit 12,9 Millionen PS auf Elektromotoren und 6,4 Mil-
lionen PS auf Primärkraftmaschinenverteilt. —- Vergleichtman die

Kraftmaschmenleistung in der Landwirtschaft mit derjenigen im Ge-
werbe, so darf man nicht übersehen, daß die Antriebsmaschinen in
der Industrie meistens ständig in Betrieb sind, während die land-
wirtschaftlichen Kraftmaschinen oft tage- und wochenlang un-

benutzt bleiben.

Die Angaben über die in den Inndwirtschastlichen Betrieben
aufgestellten elektrischen Stromerzeuger zeigen, daß· die Selbst-
erzeugung von elektrischem Strom in der Landwirtschaft sehr ering
ist. Jnsgesamt sind 8000 Elektrogeneratoren mit einer enn-

leistung von 50 000 kW aufgestellt; demgegeniiber beträgt die Renn-

leistung sämtlicher Elektro-
motoren in der Landwirt-

schaft 2,5 Millionen kW.
Die Verwendung un-

beledter Motoren zur Zug-
leistung ist ebenfalls sehr
gering. 1925 waren ins-

gesamt nur 4500 Kraft-
schlepper und 1500 Last-
kraftwagen mit zusammen
160 000 PS Nennleistung
vorhanden. Die Zugleistung
in der«Landwirtschaft erfolgt —————

auch heute nochi fast aus- H
schließlichdurchbelebte Mo-
toren. Es wurden-« TI25 in der Landwirtschaft 3,5 Millionen pferde,
550 000 Arbeitsochsen und 2,2 Millionen Axbeitskühe festgestellt.

hu- A- —

Mit Kugeln und Menschentdpfen spielen die mächtigenVölker Würfel und Schach umdie Eitelkeit der Welt und ntn Ruhm und Macht;

eher durfte die Erde ein Blutmeer aussaugen und durften Berge von Leichendas Meer füllen,als sie des eitlen Streites, des blutigen Spiele-«
Verloren erscheinen die Zeugnisse vergangener Zeiten darüber-,wie Throne auf den Leichender Erschlagenen verwitterten; wierunde werden.

Reiche sich selbst zugrunde richteten, wenn sie die Arme ausspannten, unt die Welt zu nmfassenz wie alle Blumen irn Schatten der blutigen

Lorbeeriweige verweltteuz wie weltbeherrschende Städte, die sichKöniginnen aus Erden nannten, zu gebrechlichen,hilflosen Witwen wurden; wie

bald sie auf dem Thronevor detn Wassengetlirr eines geringen Haufens zu erbeben lernten, unter Schimpf und Schande der geraubten Schmuck-

·stiicke·enttleidetwurden und als Sklavinnen ihr Leben an der Mühle und auf dent verfaulendeu Stroh aushauchtetn

sts

N. F.. S. S r u n d t v i g (Die Bolishochschule).
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Der Deutsche Landkreistag und die Landtreise
Von Dr. Herann, Berlin.

M Der Deutsche Landkreistag ist
in der Offentlichkeit naturgemaß
deshalb weniger bekannt, weil er

viel jünger ist als sein älterer
Bruder, der Deutsche Städtetag.
Dieser besteht schon seit 22 Jahren,
der PreußischeStädtetag sogar seit
51 Jahren, während der Deutsche
Landkreistag sich erst im Jahre
1923 aus dem im Jahre 1916 ge-

gründeten Preußischen Landkreis-

tage heraus entwickelt hat. Ebenso
wie der Deutsche Städtetag der

Spitzenverband aller größerenund

mittleren deutschen Städte, ist der

Landkreistag die Zusammenfassung
aller deutschen Kreiskommunals
verbände. Sie haben in den» deut-

schen Ländern verschiedene Namen.

Sie heißen:
«

in Bayern; Bezirk,
in Württemberg: Amtskörperschaft,
in Baden: Amtsverband,
in Sachsen: Bezirksverband,
in Braunschweig:
in Oldencburg:

Kreisgemeinsdeverband,
Amts- und Landesverband,

in Mecklenburg und Lippe: Amt, -

in Lübeck: Landgemeindeverband,
in Hamburg: Landh.errenschaft,
in Preußen unsd in den Kreis.

übrigen Ländern:

Diese Verwaltungen sind in den deutschenLändern in Landes-

verbänden zusammengeschlossen,aus denen sichder Deutsche Land-

kreistag zusammensetzt Jn seinem Vorstande ist JederLandesverband
vertreten. Der größte Verband ist der Preußvis ch e Landkreistag
dem alle 418 preußischenKreise mit 22,65 Millionen Einwohnern

angehören. Jn der Person des Vorsitzenden, des Landrats
Dr. v. Achenbach, Kreis Teltosw b. Berlin und dem hauptamtlichen
Leiter Lan-drat a. D. Constantin sowie in den Mitgliedern der

Geschäftsstelle besteht Personalunion zwiischendemDeutschen und
dem Preußischen Landkreistage in derselben-Weise,wie es auchbeim

Städtetag der Fall ist. Die Geschaftsstelle befindet sich dicht am

Potsdamer Platz, in dem Hause BellevuestraßeZa.

Die A u f g a ·b e n sind dieselben wie die der anderen kommunalen

Spitzenverbände:Der Schwerpunkt liegt Jetzt in der Vertretung der

Kommunalinteressen bei den Behörden,den Parlamenten und in der

Offentlichkeit, insbesondere in der Mitwirkungbei der Gesetzgebung
und der Verwaltung Jnsofern findet eine —- dauerndzunehmende

—

Fühlungnahsme statt mit den Reichss- und Staatsministerien,mit den

Parlamenten und den Vertretern der Wirtschaft. Bei der Vor-
bereitung der Verwaltungs-Gesetze und Verordnungen kommen die

Lansdkreise durch den Lawdkreistag zu Worte; Freilich gelten zu

diesem Punkte die saus dem letzten deutschenStladtetagin Magdeburg
laut erhabenen Wünsche nach größerer Rucksichtnahmeauf die
Belange der kommunalen Selbstverwaltung naturlich auch für die

Landkreise. Eine engere Befassung der Parlamente mit kommunalen
Fragen soll durch interfraktionelle kommunale Ausschusse herbei-

geführt wer-den.
· «

Eine weitere Aufgabe ist die Vertretung der Gesamt-»
heit d e r L an dkre ise durch Stellung selbständigerVertreterbei
Behörden, Beiräten, öffentlichenund privaten Organisationen, ddie
in »der Verwaltung, der Wirtschaft sowie auf sonstigen öffentlich-
rechtlichen Gebieten »sichbetätigen. So ist der Landkreistagauch im

Vorläufigen Reichswirtschaftsrat, in der Reichsanstalt für Arbeits-

losenversicherung in der Deutschen Giroszentrale und in unzähligen
anderen Einrichtungen und Organisationen wirtschafts oder

sozialpolitischerArt offiziell vertreten.
-

«

Der ursprüngliche Zweck der kommunalen Spitzenverbände, die

A u s tu n s t e r t e i l u n g an die angeschlossenen Verwaltungen, ,

ihre B e r a tu n g und der Austausch von Erfahrungen, nimmt nach
wsie vor die Arbeit der Geschäftsstelle und der Organe des Land-

kreistages, seines Vorstandes, seiner Fachausschüsseund der Versamm-
lungen stark in Anspruch.

" Die gegenwärtige allgemeine Notlage
unseres Volkes zwingt auch die ländlichen Verwaltungen, an

der Verbesserung ihrer Einrichtungen, an einer starken Rationali-"

sierung aller ihrer Verwaltungszweige und ihrer Betriebe-zu arbeiten.

Der fr e i w i l l i g e Zusammenschlußin einer eigenen Organisation
ist die beste und sicherste Förderung dieser Bestrebungen.

Der Einfluß des Landkreistages beruht auf der Bedeutung der

L a n d k r e i s e, deren gesetzlicher Aufgabenkreis und deren frei ent-

wickeltes KommunalsEigenlebenin den letzten Jahren gewaltig zu-
genommen haben Diese Bewegung nahm ihren Anfang von der
Ernährungswirtschsaftdes Krieges, als es galt, zwischen Erzeugungss
und BedarfssGemeinden einen Ausgleich herzustellen und die Ver-.

sorgung der Bevölkerung sicherzustellsen Diese schweren Zeiten
waren ein-e gute Schule für die kommunale ländliche Selbstver-
waltung. Sie gaben auch den letzten Anstoß «zur Gründung des

Landstreistages

Die Aufgaben der Kreise sind weiter gewachsen durch die grund-
sätzlicheÜbernahmedes ganzen großen Gebietes der Wohlfahrt-pflege,
da nur durch Bereithaltung breiterer Schultern und entsprechend
geschultes Personal die Massennotständeder· Nachkrie szeit sozial-
politisch wünschenswert bewältigt werden konnten. ährend im

Jahre 1913 die Ausgaben der Landkreise für 1 Einwohner auf dem
Gebiete der Gesundheits- und Wohlfahrtspflege im Durchschnitt nur

1,Z M. betragen haben, war dieser Betrag im Jahre 1925 auf rd.

10 M. angewachsen! Auf dem Gebiete des Wohnungssbaues und
des Siedlungswesens haben sich die Ausgaben sogar verhundertfacht.

Mit der plötzlichenZunahme des Automobilismus sind die Auf-
gaben im Landstraßenrwesen stark in den Vordergrund gerückt. Die

Landkreise verwsalten rd. 125 000 km an Landstraßen von dem

gesamten deutschen Landstraßennetz von 180000 km. Sie haben in
den letzten 50 Jahren rd. 50 000 km Landstraßenneu gebaut. (Die
Reichsbahn hat nur ein Schienennetz von 51000 km.) Bei der rasch
ansteigenden Verkehrsentwicklung sind es neben der Post die Land-

kreisverwaltungen, denen die Aufgabe zugefallen ist, für die Er-

schließung des Landes durch Kraftfahrzeuglinien und durch Klein-

bahnen
-

zu sorgen. Sie sind daher an diesen Unternehmungen
— besonders in Westdeutschlands — sehr stark beteiligt. Wie viel-

seitig die Betätigung der Landkreise im Verkehrswesen ist, zeigt die

gitsach)e,daß sie sogar Großschiffahrtswege gebaut haben (Kreis
ltow . .

Ähnliches gilt von der E le ktrizitätss , Gas- und Wasser-
versorgu.ng. Zusammen mit den Städten und mit der Privat-wirt-
schaft sowie neuerdings mit den Provinzen haben die Landskreise die

Elektrizitätsversorgung Deutschlands durchgeführt Die beherzte Ein-
«

mischung der Landkreise für ihre Gebiete, für Landwirtschaft und,
Industrie, hatte den Erfolg, daß in Deutschland, im Gegensatz z. B-

zu der Entwicklung in England, ein Eingreifen des Staates anv sich
nicht mehr erforderlich ist, um eine möglichst rationelle Wirtschaft zu
erreichen. Jn dem größten Lande, in Preußen, hat der Staat eigentlich
nur eine einzige größere Einflußzone, die Weser entlang.

Bei der kommenden Gasfernversorgung sollen die Er-

fahrungen verwertet werden, die mit der Elektrizitätswirtschsaft
gemacht worden sind. Die Kommunen werden sich zum Nutzen der

Abnehmer gleich von vornherein einschalten müssen, und zwar für
möglichst große Gebiete, damit die Zersplitterung, die sich in der

Elektrizitätswirtschaft erst allmählich überwinden läßt, von vorn-

herein vermieden wird. Jm Ruhrgebiet und in Westfalen sind die

ersten Schritte bereits unternommen.
·

Ganz besonders beachtlich ist die Tätigkeit der deutschen Land-

kreise in der Geldwirtschaft. Die deutschen Sparkassen und
die Kommunalbanken werden in großem Ums ·-nge von den Land-
kreisen getragen, und zwar marschieren sie an der Spitze der Ein-

lagenbestände, wenn man die Kreissparkassen den Sparkassen der
Stadtkreise und der kreisangehörigen Gemeinden gegenüberstellt. Von
der Gesamtheit der Sparkasseneinlagen entfallen seit 34 Jahren, in
ziemlich gleichbleibendem Verhältnis, 37 »v. H. auf die Kreissparkassen.

Aus. den oben erwähnten Gründen spielen die Landskreise auf
dem Gebiete der Wo h lf ahrtspfle ge eine besondere Rolle. Die

Wohlfahrtsämterder Landkreise mit ihren Einrichtungen und An-
stalten, die Gesundheitsämter, Jugendämter, Altersheime, Waisen-
häusen Krankenhäuser, Heilanstalten, Erholungsheime, Mutter-,
Säuglingss und Kleinkinderfürsorgestellem Geschlechtskrankenfürs
sorgestellenusw. nehmen in der Fürsorge für die Gesamtbevölkerung
eine hervorragende Stellung ein.

"

Auf kulturellem Gebiete haben sich den Land-kreisen große
moderneZiele eröffnet; es sei nur erinnert an die Pflege der Fort-
bildungsfchulen,an die Förderung des höheren Schulwesens, der

Jugendfürsorge,des Kinowesens und aller Bestrebungen zur Pflege
des Heimatgefühls der Bevölkerung

Diese wenigen Andeutungen werden am besten erläutert durch
·

den Umfang des Personenkreises, der unter der Verwaltung der
Landkreise lebt:

Während im Deutschen Städtetag mit seinen 281 mittleren
und großen deutschenStädten etwa 25 Millionen Einwohnerzus
sammengeschlossen sind, sind durch den Deutschen Landkreistag in
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793 Tandkreisen 38 417 000 E i n w o h n e r zusammengefaßt. In
Preußen allein entfallen auf 418 Lanidkreise 22,6 Millionen Ein-

wohner und in Bayern auf 164 Bezirke 4,9 Einwohner. .

Diese Tatsache führt schließlichszu einer für unser Volk lebens-

wichtigen staatspolitischen Aufgabe, nämlich dtaß die Verwaltungen
der ländlichen Selbstverwaltu«ngskörper, der Eigenart ihrer Ein-

wohnerschaft angepaßt, alles tun müssen, diese Bevölkerungsmasse»«
aus dem Lande nrach Möglichkeit fest-zuhalten. Schon deuten Zeichen
darauf hin, daß die Land-flucht, die, vorübergehend zum Stillstand
gekommen war oder doch stark nachgelassen hatte, wieder zunimmt.
Für unser Volk wäre es ein Verhängnis, wenn die Quelle der

Kraft, die auf dem Lan-de liegt, immer mehr versiegen würde. Reben

Reich und Staat kann nicht zuletzt auch der Liandkreis hier mit-

Das deutsch-politischeWanderarbeiterabkommen.
Die deutsche Landwirtschaft beschäftigte vor dem Kriege mehrere

hunderttausend ausländische Wanderarbeiter, die zu Beginn jedes
Jahres aus den damals russischen und österreichischenangrenzenden
Gebieten einwan«derten, aber mit Jahresende das Reichsgebiet wieder

verlassen mußten. Im Jahre 1914 machte der Krieg die übliche

Rückwansderung dieser Saisonarbeiter unmöglich-. Auch nach dem

Kriege wurde ein Zwang zur Rückwsanderung dieser im Lande ge-
bliebenen Wanderarbeiter nicht ausgeübt, wenn auch der größere
Teil von ihnen freiwillig oder infolge von Kündigung Deutschland
wie-der verließ. Andererseits hatte sich während ides Krieges die

Zahl dieser in Deutschland halb seßhaft gewordenen ausländischen
Arbeiter noch durch Zuzug aus den östlichenOkkupiationsgebieten
vermehrt.

XNach Friedensfchluß setzte die Saisonwanderung ausländischer
Tandarbeiter nach Deutschland wie-der ein. Da die hierfür in Frage
kommenden früher österreichischenund russischen Gebietsteile nun-

mehr zu Polen gehörten, handelte es sich hierbei fast ausschließlich
um polnische Staatsangehörige. Die Frage der Verwendung aus-

ländischer Wanderarbeiter überhaupt ist ja eine Frage, in der sich
innerpolitische Interessen und Meinungen.entgegenstehen und aus die

hier nicht näher eingegangen werden kann. Die Tendenz der maßgeben-
den deutschen Behörden geht jedenfalls dahin, die Verwendung aus-

ländischer Wanderarbeiter in« der Landwirtschaft nach Möglichkeit
einzuschränken, wenn man auch glaubt, sie bis auf weiteres nicht

gänzlich entbehren zu können. Außerdem aber schien es aus be-

völkerungspolitischen und sozialpolitischen Gründen erwünscht, auch

diejenigen Wanderarbeiter, die sich bereits jahrelang in Deutschland
aufhielten, wieder in die Wanderbewegung einzubeziehen.

Deutschland hatte also in dieser Frage ein doppeltes Interesse,
einmal die Rückwanderung der in Deutschland verbliebenen Wander-

arbeiter herbeizuführen und zweitens im Ausmaß seines Bedarfs
die alljährliche Anwerbung solcher Wanderarbeiter zu-, sichern. In

«

der ersten Frage war das polnische Interesse geringer. Da die klein-

bäuerliche Bevölkerung in Polen zum Teil auf Wanderarbeit an-

gewiesen ist, war es für den polnischen Arbeitsmarkt, zumal in der

Zeit wirtschaftlicher Krisen, eine gewisse Entlastung, daß Zehn-
tausende dieser Arbeiter in Deutschland verblieben waren. Um so
größer war dafür das polnische Interesse an einer Regelung der An-

werbung und der Arbeitsbedingungen der neuerlich nach Deutschland
wandernden Saisonarbeiter, da sich bis dahin mangels einer vertrag-
lichen Regelung diese Wansderbewegung jeder behördlichen polnischen
Einflußnahme entzog. Schließlich war auf deutscher wie auf
polnischer Seite das gemeinsame Interesse vorhanden, den vielfachen
Reibungen und Konflikten, die aus der ungeklärten Lage der

spolnischen Wanderarbeiter folgten, ein Ende zu machen.
Aus allen diesen. Erwägungen heraus wurden vor etwa drei

Jahren Verhandlungen zwischen Deutschland und Polen über den

jAbschlußeines Wanderarbeiterabkommens eingeleitet. Da man sich
über die schwierige Frage der Rückwanderung der länger in Deutsch-
land befindlichen polnischen Lan-darbeiter zunächst nicht einigen
konnte, wurde zweimal durch ein Provisorium die Frage der Reu-

anwerbungen geregelt. Nunmehr ist eine Einigung-über ein Gesamt-
abkommen erfolgt, das zunächst auf ein Jahr abgeschlossen ist, das

«aber,«wenn es nicht gekündigt wird, weiterläuft.·
»Das Abkommen regelt die Frage der in Deutschland ver-

bliebenen Arbeiter grundsätzlich so, daß diejenigen von ihnen, die
bereits vor dem 1. Januar 1919 nach Deutschland gekommen sind,
auch weiterhin hier bleiben dürfen, während die übrigen allmählich
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helfen, indem er durch die Güte seiner Verwaltungs-, Wirtschafts-
und Wohlfahrtseinrichtungen dafür sorgt, daß das Tandvolk land-

froh und heimfest bleibt. Die ländliche Bevölkerung muß sich unter

ihren Verwaltungen ebenso wohlfühlen wie die der Städter unter

der Stadt-verwaltung. Diese Aufgabe in kommunalwirtschaftlicher
und swohlfahrtspolitischer Richtung hin können aber die Tandkreise
nur dann richtig erfüllen, wenn Regierungen und Parlamente ihnen
die finanzielle und organisatorische Bewegungsfreiheit lassen und
sie möglichst in ihrem Gebietsstande erhalten. Insofern ist es die

Aufgabe des noch jungen Landkreistages mit den städtischenSpitzen-
verbänden in der allgemeinen Förderung der ihm angeschlossenen, in

ihrer Bedeutung wachsenden Verwaltungen einen edlen Wettbewerb

zu führen.

Zur Zeitgeschichiem-

wieder zu Wanderarbeitern gemacht werden sollen, und zwar in der

Weise, daß sechs Jahre hindurch jährlich 4500 dieser Arbeiter zu-
rückmandern sollen. Die Neuanwerbung von Saisonarbeitern findet
in Polen in einem Zusammenwirken der Deutschen Arbeiterzentrale
undi der polnischen Arbeitsämter statt. Diese neu angeworbenen
Arbeiter erhalten unentgeltlich polnische Pässe, die bis gegen Ende

des Jahres gültig sind. Bei ihrem Aufenthalt in Deutschland selbst
sind die polnischen Arbeiter hinsichtlich ihrer Arbeitsbedingungen den

entsprechenden Gruppen deutscher Landarbeiter gleichgestellt.

Daß Deutschland und Polen ein beiderseitiges Interesse an der

Regelung dieser Frage hatten, wurde bereits ausgeführt, und es ist
zweifellos im Interesse der deutsch-polnischen Beziehungen zu be-

grüßen, daß diese Einigung zustandegekommen ist. Für die inner-

politische Beurteilung des Abkommens muß betont werden, daß es

sich nicht um eine Vermehrung der Verwendung polnischer Wander-

arbeiter handelt, sondern nur um eine Regelung. Die Zahl der

polnischen Wanderarbeiter in Deutschland belief sich in den ersten-
Jahren nach dem Kriege etwa auf 140 000, betrug also nur einen

Bruch-teil der Vorkriegsziffer. Sie ist inzwischen weiter herabgesetzt
worden; im letzten Jahre betrug das genehmigte Kontingent 100 000.

Auch nach dem Abschluß des Abkommens sind die Reichsbehörden bei

ihrer Entscheidung über das zuzulassende Kontingent polnischer
- Wanderarbeiter vollkommen frei.

si-
«

st-

Inzwischen ist auch in der Frage der deutsch-polnischen Wirt-

schaftsbeziehungen zwsar noch keine Verständigung, aber doch ein sehr
bemerkenswerter Fortschritt erzielt worden. Die Anfang 1925

eröffneten Verhandlungen zwischen Deutschland Und Polen stießen
von vornherein auf großeHSchwierigkeitem zumal Polen schon Mitte

1925 mit Repressionsmaßnahmen gegen die deutsche Einfuhr begann,
als die deutsche Verpflichtung ablief, zollfrei 500 000 t Kohle
monatlich aus PolnischsOberschlesien zu- übernehmen, so daß es zum

förmlichen Zollkrieg zwischen beiden Staaten kam. Anfang 1927
wurden die Verhandlungen sogar unterbrochen, als tendenziöseAus-

weisungen führender deutscher Wirtschaftslesute aus PolnischsObers
schlesien die im Rahmen der Handelsvertragsverhandlungen geführten
Verhandlungen über das Riederlassungsrecht in unerträglicher Weise
störten.

»Auf Grund« einer Vereinbarung zwischen dem Reichsaußens
minister Stresemann und dem polnischen Außenminister Zaleski bei

der Ratstagung im März d-.I. wurden zunächst die Verhandlungen
über die Niederlassungsfrage wieder aufgenommen, und zwar in der

Form diplomatischer Besprechungen in Warschau, die auch Ende Juni
zu einer weitgehenden Annäherung in dieser Frage führten. Die

Wiederaufnahme der Besprechungen in den Zollfragen verzögerte sich
durch die Erkrankung des polnischen Aiußenministers Zaleski. Erst
im November kam es daher zu Verhandlungen hierüber in Berlin, die

der Reichsaußenminister mit dem polnischen Ministeraldirektor
Iackowski führte. Diese Verhandlungen führten zur Aufstellung von

Richtlinien, die die Einigung, wenn auch nicht über alle Punkte, so
doch in den Hauptfragen möglich erscheinen lassen, so daß mit dem

Abschluß eines Vorvertrags oder »kleinen Handelsvertrags« in ab-

sehbarer Zeit gerechnet werden kann. Vorweggenommen wurde durch
ein Sonderabkommen die Regelung der Holzausfuhr aus Polen nach
Deutschland, womit zugleich mit dem Abbau des Zollkriegs ein

Anfang gemacht wurde. Die allgemeinen Handelsvertragsverhands
lungen dürften Anfang Dezember in Warschau wieder aufgenommen
werden.

Z
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Kabinettswechsel in Belgien.
Jn Belgien ist das Kabinett Jaspar, das seit Mai

letzten Jahres bestand und ein sogenanntes Kabinett der
nationalen Einigkeit war, gestürztund binnen zwei Tagen.durch ein

neues Kabinett Jaspar ersetzt worden. Das letzte Kabinett war

gebildet worden, um die Währung in Ordnung zu bringen«Man

hatte deshalb ausf den Parteistreit verzichtet, und Katholiken, Liblerale
und Sozialisten, neben denen es nur noch zwei unbedeutendeSplitter-
parteien (Kommu«nistenund FlämischeFrontparteiZgibt, waren in

ihm vertreten. Das neue Kabinett ist ein»K—o»alit«ionskabinettaus

Katholiken und· Liberalen. Das Stärkeverhaltnisist«das. folgende:
die Regierungsmajoritätbesteht aus·78 Katholiken (einschließlichider
flämischenDemokraten) plus 25 Liberalen F 101. Die Opposition
besteht aus« 78 Sozialisten plus 2 Kommunistenplus S Flamische
Aktivisten = 86 Stimmen. Die Regierungsmajoritat beträgt also
15 Stimmen. Dabei ist zu bedenken,»daßdie flämischenDemokraten
in der Militärfrage und- auch«in»sozialen Fragen sehr ähnliche An-

schauungen haben wie die Sozialisten.
.

Über Gründe und Bedeutung des belgischen Kabinettwechsels
ist folgendes zu- sagen. Das vorige Kabinett ist gestürzt wegen der

Frage der Reorganisation der Armee und des Ausbaues der Grenz-
befestigungen. Die Sozialisten, deren Führer Vandervelde Außen-
minister des vorigen Kaibinetts war, haben sich auf die sechsmonat-
liche Dienstzeit festgelegt. Dazu war der Generalstab und mit ihm
die rechts-stehenden Mitglieder des Kabinetts nicht zu haben. Worum
es sich im Grunde handelt, ist die Frage, in welcherWeise Belgien
für die Fragen seiner Wehrhaftigkeit die Verpflichtungen aus dem
französisch-belgischenMilitärbündnis erfüllen soll. Dieses Bündnis
macht Belgien zu einem Bestandteil der französischenMilitar-
organisation.: Das französischeBefestigungsssystem soll in Belgien
seine Fortsetzung finden und die belgische Armee dementsprechend in

«

enger Anlehnung an sdie franzöisischeorganisiert werden. Das wollen

die Sozialisten und auch ein großer Teil der Flamen nicht mitmachen.
Das jetzige Kabinett Jaspar, dessen Außenminister dersehr franko-
phile Paul Hymansi und dessen Chef Jaspar ihm in dieserHinsicht
außerordentlichähnlich ist, ist das Beste, was sichFrankreich wünschen
kann. Die unmittelbarste Folge dieser Kabinettsbildung wird seine
daß nicht mehr der sozialistische Senator de Brouckåre Belgien bei

den Abrüstungsverhandlungen vertreten wird, sondern der«frühere
belgische Botschafter in London, Baron Moncheur, und daß nicht mehr
der Sozialist Vandervelde, sondern der rechtsnationalistischse Paul
Hymans sdie belgische Außenpolitik führen wird. Der Abrüstungss
gedanke hat dadurch sicherlich nichts gewonnen, lund in außen-
politischen Fragen darf man eine Stärkung des Geistes von Locarno

schwerlich erwarten. Die Sozialisten werden nun ihre Propaganda
energisch auf die Reduzierung der Dienstpflicht auf sechs Monate

einstellen, und sie hoffen, bei den im Frühjahr stattfindenden Wahlen
zu gewinnen. ·

Der litauischspolaischeKonflikt.
Bei dem polnischslitauischen Konflikt, der sich an den Namen

der Stadt Wilna knüpft und in dem viele eine ernsteKriegsgefahr
sehen, muß man zweierlei unterscheiden, die eigentlicheWilnafrage
und sdie Frage der polnischslitauischen Beziehungen überhaupt.
Jn der Wilnafrage besteht zwischen Polen und Litauen der zunächst
unlösbare Gegensatz daß beide Staaten auf die Stazdt Wilna

Anspruch machen, Polen aus ethnographischikulturellemTitauen aus
historischen Gründen, und daß beide Staaten auch rein völkerrechtlich
über »die jetzige Zugehörigkeit Wilnas verschiedener Ansicht sind.
Litauen sieht den im geheimen Auftrag des damaligen polnischen
Staatschefs Pilsudskis unternommenen Handstreich, durch den der

General Zeligowski am 9. Oktober 1920 den Titauern Wilna

entriß, nach wie vor als einen Bruch des polnischslitauischen Ab-

kommens von Suwalki an, das erst am Tage zuvor unterzeichnet
worden war und nach »dem Wilna auf der litauischen Seite der fest-
gesetzten Demarkationslinie blieb. Polen dagegen kann sich auf die

Entscheidung des Botschafterrats vom 15. März 1923 berufen, die

die im Versailler Vertrag noch nicht geregelten Grenzen Polens fest-
setzte, und zwar so, daß sie die inzwischen tatsächlich hergestellten
Grenzen anerkannte. Jedenfalls hat Titauen bisher mit größter
Schroffheit den Standpunkt vertreten, daß Wilna ihm widerrechtlich
mit Gewalt von Polen entrissen sei, daß es infolgedessen mit Polen
noch im Kriege sei, und es hat alle diplomatischen, wirtschaftlichen
und Verkehrsbeziehungen zu Polen abgelehnt. Allen Verständigungss
bemühungen gegenüber, zu denen Polen begreiflicherweise immer

gern bereit war, hat es die Forderung: »Erft Wilnal« entgegengesetzt
Diese Wilnafrage dürfte bei der Dezembertagung des Völker-

bundsrats mit zur Sprache kommen, da in einer litauischen Be-

schwerde gegen Polen, die von Minderheitensragen ausgeht, auch
dieses Problem berührt wir-d, und die Ratsmächte dürften nach einer

freilich sehr schwierigen Lösung suchen, diesem Konfliktszustand
zwischen Polen unsd Litauen ein Ende zu machen.

Mit der Wilnafrage nur mittelbar zusammen hängt aber das

größere Problem einer enger-en polnischslitauischen Verbindung. Eine

solche hat bekanntlich in der Form einer Union bis zum Untergang»

des alten polnischeiiReichesbestanden, wobei daran erinnert werden
darf, daß-ingeschichtlicherZeit Titauen der größere, vielleicht auch
der mächtigeredieser beiden Staaten war, sich aber allmählich stark
polonisierte.·Heute sind in Polen teils sentimentale, teils macht-
politische Erinnerungen an diese Union lebendig, während Litauen
gegen Polen heute ein Zwergstaat ist, dafür aber, dem Zug der Zeit
entsprechend, von starkem Nationalgefühl und Selbständigkeitswillen
durchdrungen.Es besteht nun die Gefahr —- wie das z. B. die Note
der Sowjetregierung an Polen vom 24. November sehr klar zum Aus-
druck bringt —, daß zummindestenunverantwortliche Kreise in Polen
die Verbindung mit Litauen mit Gewalt, etwa nach dem Beispiel
Zeligowskis,durch-setzen,und die gegenwärtige Lage ist solchen Be-
strebungen insofern sehr günstig, als anscheinend zahlreiche litauische
Emigranten zu einem aktiven Vorstoß gegen das diktatorische Regime
Woldemaras in Litauen bereit sind und solchen polnischen Be-

strebungen den Weg bahnen könnten.

Ein Putsch oder gar ein Krieg gegen Litauen könnte

unberechenbare Folgen haben. Es ist verständlich, daß alle großen
Mächte Europas bemüht sind, solchen Gefahren vorzubeugen, und
es liegt auf der Hand, daß auch Deutschland an diesen Fragen auf
das lebhafteste interessiert ist.

Der französischsjugoslaivischeVertragand das

italienischsalbaaischeMilitärbiiadiiis.
Als Frankreich vor einigen Jahren mit Polen, der Tschechos

slowakei und- mit Rumänien Verträge abschloß,hat sich niemand- dar-
über erregt, obwohl diese z. T. viel weiter gehen, als der eben unter-

zeichnete französischsjugoslawischeVertrag. Dieser hat aber in der

politischen Welt die größteAufmerksamkeit hervorgerufen. Der Grund
dafür biegt sicherlichinicht an der Tatsache selbst, sondern viel-mehr daran,
daß der Vertrag gerade jetzt zustande gekommen bzw. unterzeichsnet
worden ist; also nicht der Vertrag an sich, sondern die Umstände,wie
und wann er zustande gekommen, geben den lebhaften Kommen-
taren in der europäischenPresse Veranlas ung. Der französischsjugo.
slawische Vertrag fügt sich eigentlich in den Rahmen der Verträge ein,
die Frankreich mit seinen Vasallen im Osten und Südosten Europas
geschlossen hat. Dieses Bündnissyftem, das ja «an die Initiative
Poincares zurückzuführen ist, war ursprünglich zur Sicherung der
französischenStellung im Osten, d. h. also zur Niederhaltung Deutsch-
lands,bestimmt. Diesen Zweck der französischenVerträge sollte man nie

außer acht«lassen.Gewiß ist schon beim französisch--rumänischenVer-

trag diese Tendenz stark abgebogen worden, und bei dem französisch-
jugoslawsischen hat sie wenigstens zur zeit der Unterzeichnung kaum
noch existiert, aber sie kann sofort wieder aufleben, wenn der gegen-
wärtige Gegensatz zwischen Jtalien und Jugoslawien-Frankreich
durchs einen ähnlichen Gegensatz zu Deutschland abgelöstwürde. Daß
seine Spitze heute entschieden gegen Jtalien gerichtet ist, ergibt sich
aus der Entwicklung des Verhältnisses Italiens zu Frankreich bzw.
Jugoslawien. Solange der alte Pasitsch lebte, versuchte man in

Jugoslawien eine Politik des Ausgleichs mit Italien, selbst wenn sie
mit Opfern verbunden war. Der frühere Außenminister Ninschitsch
sah seine vornehmste Aufgabe darin, eine dauernde Aussöhnung mit
Jtalien herbeizuführen.Diese Politik litt dann angeblich an dein

sog. Vertrag von Tirana Schiffbruch, den Jtalien mit Albanien am

28. November l926 abschloß und der seinem Jnhalt nach einen

Protektoratsvertrag zugunsten Italiens bedeutete. Seitdem war Süd-

slawien eifrig bemüht, Frankreichs Unterschrift unter den Vertrag
zu erhalten, der im wesentlichen schon damals festgelegt war. Frank-

.reich zögerte, weil es angeblich Rücksicht auf Jtalien nehmen
wollte, das in einem derartigen Schritt Frankreichs eine Heraus-
forderung hätte erblicken müssen. So war das Drängen des Nach-
folgers von Rinschitsch, des völlig französischorientierten Marinko-
witsch, vorläufig ohne Erfolg. Zuletzt verlautete es noch, der Ver-

trag sollte während der Völkerbundstagung im September unter-

zeichnet werden; doch hat sich Briand auch dort nicht dazu ent-

schließen können. Dann kam der italienische Flottenausflug nach
Tanger; da glaubte Frankreich, seine bisherige Rücksichtnahmefallen
lassen zu können, und unterzeichnete den Vertrag.

Wenn der authentische Text uns auch nicht bekannt ist, so ist
aus amtlichen Andeutungen doch zu entnehmen, daß der Vertrag im
wesentlichen ein Schiedsvertrag ist und daß er sich an die Tocarnos
Verträge anpaßt, jedenfalls auch zu dem Völkerbund nicht im

- Gegensatz steht. Wenn also der Jnhalt des Vertrages an sich auch
ganz harmlos sein dürfte, so sind solche Verträge von vornherein
abzulehnen. Sie rufen ein ähnliches Bündnissystemins Leben, wie
es vor dem Krieges gewesen und wie es dann zum Kriege führen
müßte. Solche Verträge verhindern die Abrüstung und fördern die

Kriegsgeneigtheit. Es ist ja ohne weiteres einzusehen, daß derjenige
Staat, gegen den sichein derartiger Vertrag richtet, alles tun wird,
um den vermeintlichen Nachteil, der ihm daraus entstanden ist,
wieder gutzumachen. Er wird sich also auch nach Bundesgenossen
umsehen. Die Teilung der Völker in Freunde und Feinde wider-

spricht aber dem Geist des Völkerbundes, bedeutet vielmehr ein höchst
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beunruhigendes Moment, das im Interesse des Friedens so rasch
. als. möglich verschwinden müßte.

Die Rivalität zwischen den betreffenden Mächtegruppen ist wohl
noch nie so schnell und so augenfällig in Erscheinung getreten als

in- diesem Fall. Denn kaum zehn Tage nach- der Unterzeichnung des

französischsjugoslawischsenVertrages wurde der Welt ein neuer

italienifchialbanischer Vertrag bekannt, der sowohl
dadurch, daß er so rasch auf den ersteren gefolgt ist, als auch- durch
seinen Inhalt wie eine große Sensation gewirkt hat. Eigentlich
ändert er aber an der schon bekannten Tatsache der unbedingten Vor-.

herrschaft Italiens in Albanien nichts, wenn auch dieses Verhältnis
durch die Bestimmungen dieses ausgesprochenen Militärbündnisses
sehr genau und für sehr lange Zeit —- Vertragszeit 20 Jahre! —-

feftgelegt wird. Man braucht nicht der Ansicht zu sein, daß dieser
Vertrag, in dem viele eine starke Provokation Frankreichs und

Jugoslawiens erblicken, unmittelbaren Anlaß zum Kriege bieten

wird, aber eine Quelle der Beruhigung wird er auf keinen Fall sein.

Die Lage in Frankreich.
In Paris hat vom 27. bis Zo. Oktober der Parteitag der

RadikalsSozialistischen Partei stattgefunden, auf dem die Haltung
der Partei für die im nächstenFrühjahr stattfinden-den Wahlen zur
Deputiertenkammer erörtert und festgelegt worden«-ist. Die radikale

Partei ist die größte der französischen Linksparteien und zählt
139 Sitze in der Kammer von im ganzen 586. Sie setzt sich in der

Hauptsache aus dem französischen Kleinbürgertum zusammen, aus

jener Schicht, die bei der besonderen sozialen Struktur Frankreichs
bekanntlich außerordentlich zahlreich ist. Das Programm der Partei
läßt sich ani ehesten mit dem etwa der Demokraten in Deutschland
vergleichen, ein Vergleich, der jedoch notwendigerweise hinkt. zu
den Hauptgrundsätzen der sRadikalsSozialistischen Partei gehört der

Taizismus-, also die Aufrechterhaltung der Gesetze über die Tren-

nung von Kirche und Staat und über die religionslose Schule;
ferner das Eintreten für die Staatsmonsopole, für ein schärferes
Erfassen der größeren Einkommen und außenpolitisch das Ein-

treten für den Frieden und besonders für die Verständigung mit

Deutschland. Die bekanntesten Führer der Partei sind Herriot,
Eaillaux, die Gebrüder Sarraut und andere. Es ist die Partei, die

bei den Tetzten Kammer-wahlen im Mai l924 durch ein Wahl-
bündnis mit den übrigen Linksparteien den nationalen Block ge-

schlagen und dessen äußere Politik Deutschland gegenüber vom

Wege des Zwanges, der dauernden Bedrohungen und militärischen
Vergewaltigung auf den der Verständigung hinübergelenkt hat.

Der Parteitag sollte über die Frage der künftigen Orientierung
der Partei entscheiden. Es gibt in ihr einen kleinen stark nach
rechts tendierenden Flügel, der unter Führung des Abg. Franklin-
Bouillon steht, bzw. stand. Bekanntlich herrscht gegenwärtig in

Frankreich ein sogenanntes Kabinett der nationalen Einigkeit unter

Führung von Poincare, das gebildet wurde, als der Zusammen-
bruch der französischenWährung drohte und Rechte und sinke ge-

meinsam das drohende Unheil abzuwehren sich zusammenschlossen.
Es erhob sich nun für die Partei die Frage, ob sie die Politik der

nationalen-Einigungs auch im Wahlkampf aufrechterhalten bzw. nach
den Wahlen fortsetzen wollte oder ob sie den Wahlkampf gegen die

Rechte führen und- bei den Wahlen mit den übrigen Tinksparteien
zusammen vorgehen sollte. Franklin-Bouillon vertrat die erstere
Ansicht. Er teilte durchaus die Argumentation der französischen
Rechtsparteien, wonach die Rettung des Francs und das wirtschaft-
liche Wiedererstarken allem anderen voranzugehen hätte und der

Kampf der Parteien für die nächsten Iahre ausgeschaltet werden
müsse. Außerdem brachte er ein außenpolitischesArgument in den

Vordergrund, das uns Deutsche besonders angeht. Er behauptete
nämlich, Deutschlansd««seirevanchegesinnt, bereite sich im Geheimen
auf den Krieg vor und sei ein-e Bedrohung für Frankreich-, der

gegenüber sich das französische Volk zusammenschließenund allen

inneren zwist beiseite stellen müsse. Der Parteitag hat, um das
vorwegz-unehmen, gegen Franklin-Bouillon·mit großerMehrheit
entschieden und sich für eine Politik der Einigung der Tinksparteien
und gegen die Fortführung der Politik der nationalen Einheit nach
den Wahlen ausgesprochen. FranklinsBouillon ist daraufhin aus«

der Partei ausgetreten und hat den Vorsitz der Kammerkommission
für auswärtige Angelegenheiten, den er als führendes Mitglied der

. radikalen Partei innehatte, niedergelegt. Er hat dazu einen Brief
geschrieben, in dem er die deutsche Gefahr und dieGefahr einer

etwaigen Rheinlandräumung als Begründung feines Schrittes an

die Wand malte.

Die Bedeutung dieses Kongresses der Radikaten Partei ist recht
erheblich. Um sie ins Licht zu setzen, muß man die innerpolitische
Entwicklung Frankreichs in den letzten Jahren kurzspräzisieren.
Nach dem Sieg der Tinksparteien bei den Maiwahlen von 1924

bildete sich ein ausgesprochenes Linkskabinett unter Führung
Herriots, aber ohne Beteiligung der zweiten großen Tinkspartei,
der Sozialisten, die das Kabinett jedoch in der Kammer unter-
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stützten. .Das Kabinett Herriot und die verschiedenen Kabinette,
die bis zum Sommer 1926 in immer kürzeren Zwischenräumen
darauf folgten, scheiterten schließlich an der Finanz- und Wäh-
rungsfrage. Obwohl das Budget ins Gleichgewicht gebracht wurde,
sank der Frank, und es kam zu einer Panik, vor der Herriot, als
er noch einmal das Kabinett zu bilden versuchte, zurückweichen
mußte, um Poincar6, gegen dew sich im Frühjahr 1924 die Mehr-
heit der Wähler entschieden hatte, wieder das Ruder des Staates

zu überlassen. Er bildete das noch jetzt im Amt befindliche
Kabinett der Nationalen Einigung, in dem die Führer der Rechts-
parteien neben Herriot und Painleve sitzen. Die Tinksparteien
sagen, und Eaillaux hat es auf dem Kongreß der Radikalen Partei
in einer großen Rede ausführlich dargelegt, daß die Rechte den

Frankssturz und die Vertrauenskrise hervorgerufen habe, um die Re-

gierung der Linken zu stürzen. Tatsächlich ist es so. Man hat in

Frankreich eine für das parlamentarische System niederschmetternde
Erfahrung gemacht, nämlich die, daß der Mehrheitswille des Volkes,
wie er in den Wahlen zum Ausdruck kommt und sich nachher in den

Mehrheitsverhältnissen der Kammer äußert, sich an der Macht des

Kapitals bricht, und dieses in der Lage ist, einen solchen Druck auf
die Staatsfinanzen und damit auf den Staat selbst auszuüben, daß,
trotzdem die Mehrheit der Volksvertretnng anders will und anders
orientiert ist, die Macht in die Hände der parlamentarischen Ver-
treter des Kapitals gelegt werden muß, trotzdem sie im Parlament
eine Minderheit darstellen. Mit der Drohung, daß der Frank
wieder ins Wanken geraten und damit das wirtschaftliche Dasein
Frankreichs in Gefahr geraten würde, hat Poincarå seitdem regiert
und durch die immer wiederholte Stellung der Vertrauensfrage das

widerstreben-de Parlament gezwungen, ihm zu folgen. Er denkt

nicht daran, die tatsächliche Stabilisierung in eine offizielle und

juristische umzu-wand«eln, da er sonst dieses Zwangsmittel nicht
mehr besäße. Die Rechte will natürlicht auch weiterhin an der

Macht bleiben und ist mit dieser Haltung Poincares ganz einver-

standen. Sie predigt in hohen Tönen die nationale Einigkeit und

betont,j·daßdie Finanzlage Franskreichs sie noch auf Jahre hinaus
notwendig mach-e.

Der Kongreß der Radikalen Partei hat nun entschieden, daß
die Rad-ikalen, die sich unter dem Druck der Frankskrise zur Teil-
nahme am Kabinett Poincare bestimmen ließen, diese Politik nicht
über die Wahlen hin-aus mitzumachen gedenken, sondern mit den

übrigen Linksparteien zusammen bei den nächstenWahlen eine

Linksniehrheit zu erzielen hoffen, um wieder allein und gegen die

Rechte die Macht in Besitz zu nehmen. Die Besorgnis, daß dann
das Kapital in ähnlicher Weise wie 1926 vorgehen würde, daß fich,
wie Eaillaux es ausdrückte,-der Wille des Volkes wiederum an der
Mauer des Kapitals totlaufen müßte, kam dabei mehrfach zum
Ausdruck. Allerdings erscheint.diese Gefahr künftig geringer als

früher. Für uns ist besonders interessant, daß die, Radikale Partei
sich-auf ihrem Parteitag unzweideutig nach der Rheinlandräumung
hin orientiert hat. Bei dem bereits in vollem Gange befindlichen
Wahlkampf steht diese Frage stark im Vordergrund. Die Rechts-
presse verdächtigt die Linke, sie wolle die Interessen Frankreichs
verraten, da sie die Rheinlandräumung beabsichtige. Deutschland
wolle sich seinen Reparationsverpflichtungen entziehen und sei
außerdem kriegerifch und revanchelustig gestimmt. Die Besetzung
des Rheinlandes sei die letzte Garantie Frankreichs. Wer deshalb
für die Tinke stimme, stimme gegen das Interesse Frankreichs. Auf
diesen Ton waren die Briefe FranklinsBouillons gestimmt, mit
denen er aus der Radikalen Partei austrat bzw. seinen Vorsitz in

der Kammerkommission für auswärtige Angelegenheiten niederlegte.
so schrieben es die nationalistischen Zeitungen, so sagt man es in
den Versammlungen. Das französischeVolk wird sich hoffentlich
durch solche böswilligen Verdächtigungen bei den kommenden

Wahlen nicht beeinflussen lassen.

Die Katiflziermig des russtsehslettländistsen
-

Handeleverteages.
Mit einer Mehrheit von 52 gegen 45 Stimmen bei zwei

Stimmenenthaltungen hat das lettländische Parlament Ende Oktober
den mit der SowjetsUnion abgeschlossenen Handelsvertrag ratifiziert.
Diesem Parlamentsbeschluß sind lange und erbitterte politische
Kämpfe vorangegangen, die sich nicht nur innerhalb Lettlands ab-

spielten. Besonderen Anteil an diesen Kämpfen nahmen der Rach-
barstaat Estland und England. Beide Staaten arbeiteten gegen die

Ratifizierung, da sie den politischen Erfolg für die SowjetiUnion,
den diese Ratifizierung bedeutet, verhüten wollten. Der inzwischen
erfolgte Rücktritt des estnischen Außenministers Akel dürfte damit

zusammenhängen,,daß die Ratifizierung trotz seiner Bemühungen
vollzogen ist, und auch die Stellung des englischen Gesandten Vaughan
in Riga soll erschüttert sein. «

Der Handelsvertrag an sich ist wohl durch die Besonderheiteii·.
die jeder Vertrag mit der So:wjet-Union an sich trägt, von einem

gewissen sachlichen Interesse. Es wird in dem Vertrag die Exterris
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torialität der Handelsvertretung der SowjetiUnion ausdrücklich an-

erkannt, während Lettland bestimmte Kontingente im Warenhandel
und der Wsarendurchfuhr zugesichert werden. Das besondereAuf-

sehen, das dieser Vertrag erregt hat, beruht aber nicht auf den

wirtschaftlichen Momenten, sondern in seiner politischen Bedeutung.

Während Polen seit Jahren unter wohlwollender Förderung Eng-
lands versucht, die baltischen Staaten unter seiner Führung zu- reinem
engeren Zusammenschluß zu bringen, der sich, zunächstdefensivge-

dacht, gegen die Sowjet-Union richten würde, hat man in Moskau

diesen Plan ebenso nachdrücklich wie konsequentbekämpft.Der
·Abschluß eines gesonderten Vertrages zwischen der SowjetsUnion

und einem ihrer kleinen Nach-barstaaten bedeutet im Rahmen dieser

politischen Kämpfe einen Erfolg Moskaus, und hierauf beruht die

über »die Grenzen Tettlands hinausgehende politische Anteilnahme an

diesem Vertrag.
Falsch ist es aber, aus« der Ratifizierung des Vertrages durch

Lettland auf eine Abhängigkeit seiner Politik von der SowjetsUmon
und womöglich von Deutschland zu schließen. Der Außenminister
Tettlands, Ceelen, ist vielmehr lediglich bemüht, die Politik seines
Landes von Einflüssen fremder Staaten zu befreien und- statt dessen
eine Annäherung andie kleinen baltischen Nach-barstaaten herbei-

zuführen. Jn diesem Sinne hat sich Ceelen auch stets gegen polnische
und englische Einflüsse gewehrt. Aber es liegt ihm völlig fern,
an Stelle derartiger politischer Einiflüsse nun etwa die der Sowjet-
Union zu setzen.

ver pumauischeMiuinekpkasideui Ipuet out-um« s.
Jn den frühen Morgenstunden des 24. November ist der

rumänische Ministerpräsident, 63 Jahre alt, gestorben. Sein Tod ist

sehr überraschendkgekommen; denn vorher war von einer ernstlichen
Erkrankung Bratianus nichts bekanntgeworden. Ein Halsleiden,
das eine Operation notwendig machte, hat schließlich den Tod

herbeigeführt. ·

Mit Bratianus steigt einer der größten und bekanntesten rumäni-

schen Staatsmänner zu Grabe. Sein Vater hat als Begründer des

modernen rumänischen Staates in Rumänien allgemeine An-

erkennung gefunden. Auch sein« Sohn, der nunmehr verstorbene
Ministerpräsident.,hät sich um denrumänischen Staat unzweifelhaft
große Verdienste erworben; hat er doch aus dem. kleinen Königreich
das heutige Großrumänien geschaffen, in dem die Vereinigung aller

Rumänen vollzogen ist. Trotzdem hat es in Rumänien kaum einen-

Politiker oder Staatsmann gegeben, der mehr bekämpft und heftiger
angegriffen worden wäre als Bratianu. Die Erklärung dafür liegt,
um eine weniger komplizierte Formel dafür zu gebrauchen, darin,

daß Bratianu als Erbe seines Vaters, Chef der allmählich un-

umschränkt herrschenden »Tiberalen Partei« und als Ministerpräsis
dent fast auf Lebenszeit so vieli Machtmittel bei sich vereinigte, daß
er sich souverän über die Wünsche oder Beschlüsse»der Opposition
hinwegsetzen konnte. Das hat ihm natürlich ein derartiges Maß von

Haß und Feindschaft eingebracht, wie es einem Menschen sicherlich
nur selten beschieden ist. ·Wie Bratianu in der Verfolgung seiner
außenpolitischenZiele (Eintritt Rumäniens in den Weltkrieg) keine

Hemmungen moralischer Art kannte, so war er auch in seiner Innen-
politik frei von Skrupeln jeder Art. Wenn auch die Tatsache nicht

geleugnet werden kann, daß er den Hauptanteil an dem Verdienst der

Gründung des neuen rumänischen Staates hat, so kann auf der

anderen Seite auch nicht geleugnet werden, daß er die Hauptschuld
daran trägt, daß dieser Staat noch immer nicht seine Ruhe im

Innern finden kann und in letzter Zeit«sogardurch die Aufrollung
der dynastischen Frage neuen Erschütterungen ausgesetzt ist. Der

Tod Bratianus mag vom Gesichtspunkte der Geschichte Rumäniens
für dieses einen großen Verlust bedeuten, möglicherweisehat er aber

das größte Hindernis hinweggeräumt,·das dem inneren Frieden bis-

her entgegenstand. Von diesem Standpunkt aus gesehen könnte dann

der Tod dieses vielumstrittenen Staatsmannes, der das Geschick
Rumäniens gewissermaßen wie seine eigene Familienangelegenheit
behandelte, der Ausgangspunkt zu einer glücklicheren Zukunft
Rumäniens werden. -

Zum Entwurfdeo Gesetzes über das

Reichoverwaltungogericht.
Unter dem Vorsitz des Reichskanzlers hat eine Besprechung über

die Schaffung eines Reichsverwaltungsgerichts stattgefunden, an der

neben den beteiligten Reichsministern und dem Reichssparkommissar,
insbesondere auch der Preußische Ministerpräsident, der Preußische
Minister des Jnnern und der Präsident des Preußischen Ober-

oerwaltungsgerichts teilgenommen haben. Der preußischeVorschlage
das Reichsverwaltungsgericht in Berlin zu errichten und das

"

PreußischeQberverwaltungsgericht in ihm aufgehen- zu lassen, d. h.

also die Zuständigkeit des Reichsverwaltungsgerichts auchl für die

Sachen zu- begründen,für die bisher das PreußischeO-berverwaltungs-
gericht zuständig ist, hat hier-bei allseitig Zustimmung gesunden;
seine gesetzgeberischeDurchführung ist sofort in die Wege geleitet

.

worden.

Es ist kein Zufall, daß dieser Plan gerade im gegenwärtigen
Augenblick, in dem die Notwendigkeit einer Verwaltungsreform im

Reich unsd in den Ländern überall erkannt ist, erwogen und der Ver-

wirklichung entgegengeführt wird-. Denn er stellt selbst einen bedeut-

samen Teil dieser Reform dar. Die von der Reichsverfassung
vorgeschriebene Errichtung eines Reichsverwaltungsgerichts kann im

Interesse einer Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltungs-
pflege im Reich nicht länger mehr aufgeschoben werden. Sie dient

diesen Zwecken nach den verschiedensten Richtungen hin.
Bisher sind in vielen Fällen, in denen bei Erlaß von Reichs-

gesetzen gegen Anordnungen und Verfügungen der Verwaltungs-—
behörden den davon Betroffen-en ein verwaltungsgerichtlicher Schutz
gewährt weuden sollte, die Verwaltungsgerichte der Länder für zu-
ftändig erklärt worden. Die letztinstanzliche Auslegung des öffent-
lichen Reichs-rechts wurde damit einer Vielheit oberster Jnstanzen

·

anvertraut, dieselbe Rechtsfrage dabei sehr oft im verschiedenen Sinne

gelöst. Der Zweck der höchstgerichtlichenRechtsprechung, zweifelhafte
Rechts-fragen durch die Arbeit einer Instanz entscheidend für die

Verwaltung zu klären und dadurch die Arbeit der Verwaltungs-
behörden zu erleichtern-, ist damit nicht erreicht worden.

Jn anderen derartigen Fällen sind besondere Verwaltungsgerichte
des Reichs errichtet worden, deren Zuständigkeitenin billigerer und
organisatorisch einfacherer Form einem bereits bestehenden Reichs;
verwaltungsgericht hätten übertragen werden können.- So hat das
Reich heute eine ganze Anzahl solcher Instanzen, die jetzt teilweise
abgebaut und deren Zuständigkeiten dem zu errichtenden Reichs-
verwaltungsgericht übertragen werden können.

Eine wirksame Verwaltungsreform im Reich setzt also die
Schaffung eines Reichsverwaltungsgerichts voraus. Sie erfordert
ferner die Errichtung selbst in organisatorisch einfacher Form und die
Möglichkeit von Ersparnissen auch in den Ländern. Beiden Voraus-
setzungen genügt der preußischeVorschlag. -

Die Errichtung eines selbständigen Reichsverwaltungsgerichts
würde erhebliche Kosten verursachen und zudem mit Rücksichtaus
die zahlreichen in Reich und Ländern bestehenden obersten Gerichte

»
eine ungesunde Überorganisationdarstellen.

Die vorgesehene Verschmelzsung mit dem Preußischen Ober-
verwaltungsgericht vermeidet diese Unzuträglichkeitem Sie ist zudem
deshalb von besonderem Vorteil, weil dieses Gericht auf dem Gebiete
der Rechtsprechung über die innere Verwaltung seit Jahrzehnten die
führende Stellung im Reiche hat, darin über eine feste Tradition
verfügt und an diesen wichtigen Faktoren das neu zu errichten-de
Reichsverwaltungsgericht teilnehmen lassen wird. Die Jdentität des

Reichs-verw·altungsgerichtsmit dem obersten Verwaltungsgerichtshof
des größten Lan-des verhindert ferner für den größeren Teil des

Reichs die Entstehung von Meinungsverschiedenheiten und- Zu-
ständigkeitsstreitigkeitenauf dem Gebiete der Verwaltungsrechtspflege
und schafft für das größte Land die Möglichkeit der Aufhebung seines

«

obersten Verswaltungs-gerichts, ohne daß der durch dieses Gericht
gewährte Rechtsschutz gemindert wird. Ersparnisse in den übrigen
Ländern werden möglich, wenn sie dem preußischenBeispiel folgen,

«

ihre obersten Verwaltungsgerichte abbauen und« deren Zuständigkeiten
dem Reichsverwaltungsgericht übertragen, wie dies das kommende
Gesetz zulassen soll.

Alles in allem genommen zeigt also der asuf preußischenVor-
schlag jetzt in Angriff genommene Plan Möglichkeiten einer wesent-
lichenVereinfachung und- Verbilligung der verwaltungsgerichtlichen
Organisation im Reichsgebiet.

Dr. Töwenthah Oberregierungsrat.

Die internationale Pressekouferenzdes
— Völkerbuudes.

Der Verfasser des unter obiger überschrift in der vorigen
Nummer unseres Blattes erschienenen Aufsatzes bittet uns, dem
Wunsche einer Nachrichtenagentur entsprechend no um die

Mitteilung,udaß der in Genf beschlossene EntwurfdkrRahmen-
konvention uber den Schutz des Pressenachrichteniwesensden einzelnen
Ländern ausdrücklich die Möglichkeit gewährt, den innerhalb einer ·-

bestimmten Frist erfolgen-den Nachdruck einer Nachricht honorar--
pflichtig zu- machen. Deutscherseits ist dem jedoch-nur zu timmt
worden, nachdemman sich mit den Beteiligten der übrigengexänder
zuvor darüber geeinigt hatte, daß es sich hier nur um eine

;gar
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Ver Helmatdieiist

Dollar-Diploniatie. Von Si c o t t N e a r i n g und Joseph F r e e -

m a n n. Eine Studie über amerikanischen Jmperialismus.
Deutsch von Paul F o h r , Geleitwort von Karl H a u s h o f e r.

475 Seiten, 11 Skizzen. keinen 15 RM.

»Das Werk dient in der Hauptsache zwei Zwecken: Es soll dar-

stellen, inwieweit die Vereinigten Staaten eine imperialistische
Politik verfolgen, und es soll zugleich auf einige der auffallendsten
Merkmale der auswärtigen Politik Amerikas hindeuten.« Das

schreiben die Verfasser selbst über den Zweck ihres Buches. Was sso
unter ihren Händen entsteht, ist ein wichtiger Beitrag zur
Charakteristik der amerikanischen Außenpolitik und eine Art Grund-

stock zu der noch zu schreibenden Geschichte des amerikanischen
Jmperialismus

Durch alle Zonen schreitet das Buch. Die Wege und Umwege
des amerikanischen Jmperialismus auf unserem Globus werden ein-

gehend geschildert: Jn China und der Mandschurei, auf Hawai und
den Philippinen, in Mexiko sund im Karibischen Meer, in Zentral-
und Südamerika. So ergibt sich allmählich ein Bild von den eigen-
tümlichen Methoden der amerikanischen Außenpolitik. Über Kon-

zessionen, die Offene Tür, über Anleihen, Subventionen, und —

wenn es sein muß —- über militärische Jnterventionen wird die
Kontrolle und die Herrschaft über die schwächeren Ausbeutungs-
objekte erreicht. Im Hintergrunde des ganzen Schachspiels, das sich
hier abspielt, regiert das weltbeherrschende Finanzkapital der Ver-

einigten Staaten. Dollar und Diplomatie verschwistern sich in dieser
neuen Politik, und es entsteht die DollarsDiplomatie, die unter der

Präsidentschaft von Taftspihre eigentliche Ausprägung erfahren hat.
Auchl die Wirtschaftspolitik wird in die Politik verflochten. Ins-
besondere das Zucker-, Petroleum- und Baumwollmonopol spielen in
der Politik eine einflußreicheRolle. Im« vorletzten Kapitel schildern
die Verfasser die Kriegsschulden als Glied im System des ameri-

kanischen Jmperialismus. Und es ist gerader frappierend, den

Dawesplan nach rückwärts mit den früheren imperialistischen Ab-

hängigmachungsmethoden zu vergleichen. Das Schlußurteil der

amerikanischen Verfasser über den Daswesplan lautet: »Dieser ist
das vollendetste neuzeitliche Ausbeutungssystem das je im Verkehr

zwischenGroßmächten ersonnen und zur Anwendung gebracht
wurde.

Das Buch ist, vor allem kraft seiner erstmaligen dokumentarischen
Unterlagen, einer der wichtigsten Beiträge zur Erkenntnis des Wirt-

schaftsimperialismus und damit der modernen Weltpolitik und ihrer
treibenden Kräfte. Vielleicht ist es in manchen Partien etwas breit

geraten. Dies tut aber seiner historischen Bedeutung keinen Ab-
bruch. Man hätte nur gern von dem Herausgeber noch etwas

Päheres
über die Person der beiden unerschrockenen Verfasser er-

. ahren. -

,
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Der deutsche Genius, ein Sammelwerk ausdeutscher
Vergangenheit und Gegenwart für Haus und

Schule. Herausgegeben von Hanns Martin Elfter mit
einem Geleitwort von T h o m a s M a n n. Verlag Deutsche Buch-
geineinschaft, Berlin. 620 S.

Die Deutsche Buchgemeinschaft hat mit der Herausgabe dieses
Werkes einen glücklichenGriff getan. Es ist der Versuch, aus der

reichen Fülle unseres deutschen Kiulturgutes die markantesten Äuße-
rungen zu« sammeln, in denen sich das deutsche Wesen echt und ur-

’

sprünglich widerspiegelt. Jn· vierzehn großen Abschnitten zieht diese
Galerie deutscher Männer und Zeugnisse vor uns vorüber. Die

I

Sammlung ist in die folgenden Abschnitte gegliedert: das Land und
das Volk, das deutsche Schicksal, das deutsch-e Wesen, die deutsche
Persönlichkeitund die deutsche Familie, deutsche Freiheit — deutsche
Politik, der Deutsche und die Menschheit, der deutsche Glaube, die
Arbeit bei den Deutschen, die deutsche Form, die Stimme des Volkes,
von deutsch-er Kunst, der deutsche Humor, das deutsche Lied; die

deutsche Zukunft. Es ist unmöglich, hier auf diesem knappen Raum
alle die deutschen Geistesheroen aufzuzählen, die zu« diesem Sammel-
werk aus ihren Werken beigetragen haben. Von Meister Ekkehart
über Luther, Friedrich den Großen, Goethe, Fichte, Goerres, Lassalle,
Bismarck spannt sich der Bogen dieses literarischen Domes bis in

unsere Zeit hinein zu Repräsentanten wie Langbehm Ratzel, Wilhelm
Schäfer und Wilhelm v. Scholz. Durchs diese Anlage auf breiter

Basis wächst dieses neue Buch weit über die früheren ,,Anthologien«
hinaus. Es ist nicht nur auf die reinen Gebiete der sogenannten
schönen Literatur beschränkt, sondern faßt den Umkreis seiner Auf-
gabe im Sinne der deutschen Kultur überhaupt: nicht nur als

, ästhetische, sondern auch als gemeinschsaftsbildende und

politischeKultur. Es sind auf diese Weise auch eine Fülle von Zeugni sen
für dass deutsche p o litis che Denken und Wirken hier vereint. So

entsteht ein wirkliches Hausbuch vom deutschen Genius, das eigent-
lich in jedes deutsche Haus gehört. Das Buch ist auch äußerlich ge-
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schmackvoll und ansehnlich ausgestattet. Es enthält eine Reihe von

Tafeln mit Abbildungen charakteristischer Bilder von Albrecht Dürer
und Rembrandt sowie eine Fülle in den Text eingestreuter Zeich-
nungen aus dem Schatze deutscher Kunst. Man wird immer wieder

gern nach dem Buch greifen und darin herumblättern, weil es an-

ziehend aussieht und unerschöpflich ist im Reichtum seines Inhalts.
Z.

« Wenn ich Deutscher wär! Von Hermann George S ch effauer
(deutsch von B. Wildberg). 1926, Verlag Max Koch, Leipzig.
242 S. Halbleinen 6 RM., Ganzleinenausgabe 7,50 RM.

Dies Buch ist das Offenbarungsbuch der Deutschen, das Buch
vom Sterben und Leben eines unterlegeiien und doch siegreichen
Volkes, vom Glauben an den Sieg der besten Kräfte im deutschen
Volke. Hier spricht ein Deutschamerikaner, der Deutschlands Helden-
kampf und furchtbaren Sturz in abgrundähnliche Tiefen mit ganzer
Seele miterlebt hat und der wachend und teilnehmend den langsamen
und zähen Wiederausstieg des deutschen Volkes beobachtet. Scheffauer
urteilt von der hohen Warte eines Außenstehendenund doch wohl-
wollenden Neutralen, dessen Herz und Gefühl stark beeinflußt wird

durch die Gemeinsamkeit des Blutes mit den reichsdeutschen Volks-

genossen. Er findet die herrlichsten und erhabensten Worte für die

Größe des deutschen Ringens im Weltkrieg, auf den Schlachtfeldern
und daheim, und weckt im deutschen Volke wieder den Stolz auf
seine große Vergangenheit, aber er ist auch nicht blind für«die deut-

schen Nationalfehler. Rücksichtslos deckt er die Schattenseiken deut-
schen Wesens auf, Uneinigkeit, Zwiespältigkeit und Schwärmereifür
das Ausland. Über allen Schwächen und Tastern des National-

charakters der Deutschen stehen dem Verfasser aber die unvergäng-
lichen und unsterblichen Eigenschaften und Werte des deutschen
Volkes, die in Not und Elend eine Auferstehungseierm Auf sie
setzt er seine Hoffnung für die Zukunft, an ihnen bildet ·er den TYp
des neuen Menschen." Und dieser neue Mensch erscheint fihm als der

Schöpfer neuer Schönheit und Kultur, dazu berufen, die Weltherrs
schaft deutschen Geistes heraufzuführen.Wer sichim Glauben an die
deutsche Sendung stärken will, der greife zu diesem Buch. Seine
cektüre ist auch durch den Reichtum- und Wohllaut der Sprache ein

Genuß.
"

»

Versailles von Karl Friedrich Nowak, Verlag für Kultur-

politik Berlin, 345 S., Preis geb. 15 M.

Ein Buch, das den Leser derart in Spannung hält, daßer es am

liebsten gleich zu- Ende liest! An sichist ja der Stoff dieses Buches
keineswegs so spröde und trocken, wie man auf den ersten Blickan-
nehmen möchte. Denn die Friedensverhandlungen von Versailles, die

Rowak in seinem Werk schibdert,- sind nicht nur eine Summe von

juristischen und diplomatischen Auseinandersetzungen, von Sitzungem
Kommissionsberatungen und Notenwechseln, sondern

» zugleichneine
Verschlingung, ein Knotenpunkt von Menschen- und Volkertragodien.
Und gerade dieses Schicksalhafte in dem ganzen Drama von Versailles
versteht Nowak mit seiner schon bekannten literarischen Meisterschaft
herauszuheben und zu veranschaulichen.

Wie ein Roman liest sichsdas Buch, und man fragt sich immer

wieder, wie im antiken Drama, ob das Schauspiel, das vor unseren
Augen abrollt, Schicksals- oder Schulddrama ist. Von dem Wald von

Compiögnes und der Ozeanreise Wilsons aus der Neuen zur Alten

Welt bis zum Tag der deutschen Unterzeichnung des VersaillerVer-

trages werden die hauptsächlichen Phasen derlGeschichtedieses Ver-

trages geschildert. Keine trockene Aktenkompilation, sondern leben-
dige und leibhaftige Schilderung der handelnden Menschen und wir-

kendeii Mächte. Wer den diplomatischen Machtkampf exakt studieren
will, der wird naturgemäß zu anderen Werken greifen, zu dem drei-

bändigen Wilsonbuch von Baker, zu Temperleys Geschichte der

Friedenskonferenz und anderen Quellenwerken. Wer aber eine authen-
tische Darstellung des Zustandekommens des Versailler Vertrages in

knapper und ergreifender Form lesen will, der muß zu Noswaks Buch
greifen. Es ist, trotz der historischen Nähe zum Gegenstand und bei

aller Plastik, objektiv geschrieben. Vor allem die Person Wilsons auf
der Seite der Gegner und Brockdorstantzaus auf deutscher Seite
treten stark in den Vordergrund. Um sie gruppieren sich die Ge-

schehnisse und Personen auf beiden Seiten. Nowak bemüht sich,
gerecht-zu sein, ohne Richter zu spielen. Aber man fühlt deutlich,
auf wessen Seite seine Sympathien stehen, und wohin sein Urteil fällt.
Wir können seinem Buch nur weite Verbreitung wünschen, denn Ver-

sailles bleibt nun einmal der Ausgangspunkt für die weitere Zukunft
unserer deutschen Außenpolitik und Weltgeltung. Vor allem in die

Schulbibliotheken scheint uns das Buch zu«gehören, da es diesen wich-
tigsten Abschnitt unserer neuesten Geschichte lebendig und packend,
aber in voller politischer Objektivität darstellt. Z.

(

»Es-is
«—-

-

.

L



»r--
"

— s-
.

—
. , - .-- .-.»,» ,..»J »«..· —- :..Y-...,--LQ!M«·WH—-

Der Heimaidienst

Aas gu- Isunnchuusqh jedes denisohen steuisbnrqersl
"

pr. Wilhelm ziesler

Neue Urteile

Meisterstück gehaltvoller Publizistilr.

DieAnalyse des englichen, deutschen, französischen und

russischen Nationalcharakters und Partei— bzw.«Wah1-
systemes ist ein Meisterstück gehaltvoller Publizist1k.

Literarischer H andweiser (Konrad Hofmann).

Bedenken in sohöpkerisoher Fülle.

Das ist ein Roman der Gedanken, die in schöpfe-
rischer Fülle auftauchen, ein Roman der geistigen
Möglichkeiten und Verständnisse in der deutschen

Politik. . . Das ist auch ein Buch, wie es uns Aus-

landsdeutschen schöner nicht beschert werden kann.

Ostland-Hermannstadt (siebenbürgen).

sieht hennegiessern noeh stemmtisehlekn

Am wärmsten empfohlen, die sich ernsthaft be-

mühen, nicht nur zu ,,kannegieBern« oder »stamm-
tischlern«, sondern über politischer Wissensbildung
zur Urteils- und Willensbildung gelangen.
Zeitschrift für das ländliche

For t b il d u n g s schulwesen (PreuBen).

Ein gescheiter Unn.

Es ist daher gut, wenn ein gescheiter Mann sich ein-

mal hineingesetzt hat und an Stelle der schweren
Handbücher der Politik, die meistens veraltet sind,
ehe der letzte Druckbogen die Maschine verlassen hat«

eine kurze «Einführung in die Politik-« verfaBt hat.

Der Deutschen spiegel.

Vngewöhnlioh reiohheltige, geföllig
geordnete Interielsemmlnng.

Eine ungewöhnlich reichhaltige, gefällig geordnete
Materialsammlung . . . . . . lm ganzen spricht das

Buch für seinen Verfasser und für die Reichs-

zentrale für Heimatdienst, die es herausgibt.
Sozialistische Monatshefte.

Preis: broschiert 8,——Mark« gebunden Io,—— Mark

der maBgebenden Presse-z

Bin vortrefflicher Weg-weisen
So ist das Buch ein vortreiIlicher Wegweiser für

alle, die sich oder andere über das Wesen der

Politik unterrichten wollen ; es kann Lehrern und

reiferen schülern aufs wärmste empfohlen werden.

Amtsblatt des Thüringischen
Ministeriums für Volksbildung-

Ein notwendiges such.

Ein wertvolles und für uns notwendiges Buch, das
auch denen etwas zu geben vermag-, die glauben

"

mögen, eine Einführung nicht mehr zu bedürfen.

Württembergische Industrie.

Der Titel zu beseheiden.

An diesem Buch ist nur eines auszusetzen, das
der Titel zu bescheiden ist: es ist mehr als

eine bloBe Einführung in die Politik, es ist ein

wirkliches Hausbuch für Politik.
Prof. Ernst Jaeckh
in den Mitteilungen der Hochschule für Politik.

Ausergewöhnliohe Zereieherung
der politisohen Literatur-.

Wir haben es hier mit einer ganz prachtvoll
ausgearbeiteten Wegweisung in die bewegte Welt

der Politik zu tun. . . . Die politische Literatur

hat durch Dr. Zieglers neuestes Werk eine auser-

gewöhnliche Bereicherung erfahren. . . . Das Buch

reiBt mit. .

-

Katholische A r b ei t e r z e i"tu n g,
F r e i b u r g.

Eine lebendige Einführung-.
Eine lebendige Einführung in dies grobe Wissens-

gebiet.
Akademische Blätter, Berlin.

pas such wird seinen Ies meehenl

— steuer-Archiv, Berlin.
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»Wir möchten es nicht unterlassen, unsere Leser gnnz besonders nui

die Beilage der Firme- DEUTSCIID sILBERWARlDN-GBSBLLSGEAFT
W.A.KDUNB8Z 00., METTMANN aufmerksam zu machen. Jeder Kommen-

tar hierzu erübrigt sich und können wir nur jedem raten, von diesem

Angebot, welches konkurrenzlos dasteht, weltgehendsten Gebrauch zu

machen. Die Firma zählt zu den ältesten Unternehmen ihrer Brauche und

hat schon tausende Abnehmer zur vollsten Zufriedenheit bedient. Un-

ziihlige Denkschreiben geben hierfür den( besten Beweis. De- des ver-

hältnis-nöthig kleine Quantum schnell vergriffen sein wird, können wir

unsern Lesern nur dringend empfehlen, sofort den Bestellschein einzu-

senden, zumal die Zusendung doch gnnz unverbindlicb ist, de die Firma

die Besteeke nnstandslos zurüeknimmt, wenn sie·nleht zufrieden sind.

Wollen sie also einem lieben Angehörigen eine ganz besondere Freude

mneheiy denn schenken Sie ihm ein schönes Besteek.«
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von ULRICH cHRISTOFFEL

Umfang des Werkes 256 Textseiten
und 230 Abbildungen auf Kunst-

druclcpapier, Format 21 X 28 em.

AUSDEM INHAI-T:
I. Geschichte und Landschaft. 11. Die

Wege zur Form : Bildschnitzerei, Zeich-

nung, Malerei-Architektur Ill. Kunst
und Künstler: Meister Franke, stephan
Lochner, T ilmann Riemenschnejder,
Matthias Grünewald, Konrad Witz,
Michael Pacher, Veit stoss, Albrecht

Dürer, Hans Holbein, H. Baldung,
H. Burgkmair, Albrecht Altdorier.
IV.DerBild«erkreis. V.Natur undIcunst.

DAs HEIUCE TRlER
von EGID BEITS

Format 19X27 em, 64 seiten Text,
12 Textabbildungen und 112 Autoty-
piereproduktionen »

auf
"

88 Tafeln.
Preis 6.— RM

vENEnte
von Dr. s. GUYER

Mit 104 künstlerischen Abbildungen
in Kupfertieidruck und 16 seiten
einleitendem Text. F ormat 22 X 29 ern.

Preis Io.——-

rabilia Mundi« erschien in deutscher,
englischer und italienischer Ausgabe.

Bearbeitet

Herausgegeben von Herr-sann siegfried Reh-n
Mit Geleitgediehten von Joh. Trajan und Rich. Zoozmunn
Mit 1140 schwarzen und farbigen Bildern und 24 Kunstblsttern in Farben-

druelc igon den besten und fiihrenden humorbegnbten lciinstlern der Jetzt-eit.

dieser Biieher immer wieder viel Freude
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machen-

Veraniwerilich für den redaktionellen
Für den Unzeigenteilx U. Sehnt-ex Beri in-Skkgtitz. —- Glis-ed

und herausgegeben von llermnnn siegkried Reh-h

Einleitung von Kurt offenbar-H
Mit Zuhlreiehem zum Teil farbigen Abbildungen nach Origi-
nalen alter Meister und Zeichnungen moderner Keriltnturistem

Gnazleinen 26.-— RlVL Hulbleder 34.—RM.

erstens-es Lackier-
siebenhundert Jahre deutscher Humordichtung

Wer sieh und den seinen fröhliche stunden bereiten will, dem sind diese pracht-
vollen Werlre aufrichtig empfohlen. Als humoristiseher Familiensehntz wird jedes
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Das Lisette-s der Völker
Dreitausend Jahre Welthumor. Ein Buch fröhlicher Kunst F
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